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Vorwort 
Die Terraristik, - genauer: das Halten von Amphibien und Reptilien - wird eine zunehmend 

beliebtere Freizeitbeschäftigung in den industrialisierten Nationen. Die Pflege dieser Tiere er-

füllt auch viele Anforderungen, die modern lebende Menschen an ein Hobby richten. Ins-

besondere kann ein Stückchen Natur ins Heim gebracht werden, ein lebender, häufig zumin-

dest erhofft pflegeleichter Mitbewohner wird hingebungsvoll betreut und umsorgt. Viele Ter-

rarianer können sich jedoch ein erhebliches Wissen über die Biologie und die Lebensraum-

Anforderungen ihrer Pfleglinge aneignen, was zwangsläufig zu guten Haltungsbedingungen 

und damit einhergehend zu Nachzuchten und Verbringung der Tiere führt. 

Betreibt man dies Hobby ernsthaft, ist der Kontakt zu und die Kommunikation mit anderen 

Tierhaltern, Tierärzten, Händlern und Vereinen unvermeidlich. Wie in jedem hochentwic-

kelten Staat ist auch in Österreich das Leben des Individuums durch zahlreiche, in manchen 

Fällen zahllose Gesetze und Verordnungen geregelt. Dies trifft auch auf das Hobby der Pflege 

exotischer Heimtiere zu. Die Terraristik betreffende Paragraphen sind über zahlreiche Gesetze 

zur Regelung verschiedenster Bereiche verstreut, eine Zusammenstellung oder gar eine sinn-

volle Abstimmung der einzelnen Regelungen gibt es bisher nicht. 

Diese Informationsveranstaltung macht einen ersten Versuch, die derzeit in Österreich gelten-

den Verordnungen und Gesetze hinsichtlich ihrer Anwendbarkeit auf die Terraristik zu unter-

suchen und eine Liste von Gesetzen zusammenzustellen. Da das Gesetzeswerk sich aber 

manchmal sehr rasch ändern kann und auch Interpretationen unterliegt, kann aus dieser Zu-

sammenstellung kein Anspruch auf Vollständigkeit und Rechtssicherheit abgeleitet werden. 

Wir haben uns nach bestem Wissen und Gewissen bemüht, die wesentlichen zutreffenden Ge-

setze zu finden und in die Zusammenschau aufzunehmen,.  

 

Andreas Hassl 

Wien, Mai 2004 
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Programm 

8. Mai 2004 Informationsveranstaltung  

Amphibien- und Reptilienhaltung im österreichischen Rechtsbestand 
Referenten:  Univ.-Prof. Dr. Andreas Hassl, SV 

Dr. E Ploil, RA 

OVR Mag. H. Gsandtner, MA60 

 

9:00 – 10:15  

A. Hassl Allgemeiner Teil 1:  

 Einführung, Philosophisches, Geschichtliches, Bau, Struktur des Ö Rechts. 

Kaffeepause 

stoßen 

 

10:45 – 12:00  

A. Hassl Allgemeiner Teil 2:  

 Rechtskreise, Formen, relevante Fundstellen, Rechtserkenntnisquellen. 

Mittagspause 

13:30 – 14:45  

E. Ploil: Spezieller Teil:  

 Bestehender Rechtsbestand, Diskussion ausgewählter Problemkreise. 

Kaffepause 

15:15 – 16:30  

H. Gsandtner: Ausblick:  

 Veterinärrecht, Haltungsrichtlinien, Bundeseinheitliches Tierschutzgesetz. 

16:30 – Open End  

Hassl, Ploil, Gsandtner: Diskussion und Fragen. 

 

Ort: Hörsaal 1 und ev. Kurssaal des Klinischen Instituts für Hygiene und Medizinische Mik-

robiologie, Kinderspitalgasse 15; 1095 Wien; Österreich. 
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Gesetzessammlung 

EU – Verordnungen 

Verordnung (EG) Nr. 1808/2001 der Kommission vom 30. August 2001 mit Durchführungsbestimmungen 
zur Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates über den Schutz von Exemplaren wild lebender Tier- und 
Pflanzenarten durch Überwachung des Handels 
Fundstelle Amtsblatt Nr. L 250 vom 19/09/2001 S. 0001 - 0043  
 
DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN - 
gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 
gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates vom 9. Dezember 1996 zum Schutz von Exemplaren 
wild lebender Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des Handels(1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1579/2001 der Kommission(2), insbesondere auf Artikel 19 Nummern 1, 2 und 4, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
(1) Zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 338/97 und zur vollständigen Einhaltung der Bestimmungen des 
Übereinkommens über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten frei lebender Tiere und Pflanzen (CI-
TES), nachfolgend das "Übereinkommen" genannt, sind Bestimmungen zu erlassen. 
(2) Im Hinblick auf eine einheitliche Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 338/97 müssen die Einzelheiten 
der Bedingungen und Kriterien festgelegt werden, die für die Anträge auf Genehmigungen und Bescheinigungen 
sowie für die Ausstellung, Gültigkeit und Anwendung solcher Dokumente zu berücksichtigen sind. Deshalb sind 
auch Modelle der diesbezüglichen Formblätter festzulegen. 
(3) Außerdem sind in allen Einzelheiten Bestimmungen über die Bedingungen und Kriterien der Behandlung 
von in Gefangenschaft geborenen und gezüchteten Exemplaren von Tierarten und künstlich vermehrten Pflan-
zenarten festzulegen, um die Einheitlichkeit der für solche Exemplare zu gewährenden Abweichungen sicherzu-
stellen. 
(4) Die für Exemplare, die nach Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 als persönliche oder Haus-
haltsgegenstände verwendet werden, zu gewährenden Abweichungen erfordern die Festlegung von Bestimmun-
gen, die eine Übereinstimmung mit Artikel VII Absatz 3 des Übereinkommens gewährleisten. 
(5) Um die einheitliche Anwendung der allgemeinen Abweichungen von den Verboten des Binnenhandels ge-
mäß Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 sicherzustellen, müssen Bedingungen und Kriterien für 
ihre Definition festgelegt werden. 
(6) Verfahren zur Kennzeichnung bestimmter Exemplare von Arten sind festzulegen, um ihre Identifizierung zu 
erleichtern und die Anwendung der Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 338/97 zu gewährleisten. 
(7) Es sollten gemäß der Verordnung (EG) Nr. 338/97 Bestimmungen über Inhalt, Form und Einreichung der 
Berichte festgelegt werden. 
(8) Damit die Anhänge der Verordnung (EG) Nr. 338/97 gegebenenfalls geändert werden können, müssen alle 
Informationen, insbesondere über die Erhaltungssituation und das Ausmaß des Handels, die Verwendung der 
Exemplare und die Methoden zur Überwachung des Handels, zur Verfügung stehen. 
(9) Die Verordnung (EG) Nr. 939/97 der Kommission vom 26. Mai 1997 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates über den Schutz von Exemplaren wild lebender Tier- und Pflanzenarten 
durch Überwachung des Handels(3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1006/98 der Kommissi-
on(4), ist mehrfach grundlegend geändert worden. Da weitere Änderungen anstehen, sollte sie im Interesse der 
Klarheit aufgehoben und durch eine neue Verordnung ersetzt werden. 
(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für 
den Handel mit wildlebenden Tieren und Pflanzen - 
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
KAPITEL I 
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND FORMBLÄTTER 
Artikel 1 
Im Sinne dieser Verordnung und in Ergänzung zu den Begriffsbestimmungen in Artikel 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 338/97 bedeutet: 
a) "Datum des Erwerbs" das Datum, an dem das Exemplar der Natur entnommen, in Gefangenschaft geboren 
oder künstlich vermehrt wurde;  
b) "Nachkommen der ersten Generation (F1)" Exemplare, die in kontrollierter Umgebung geboren sind und zu-
mindest ein Elternteil haben, das durch Paarung in freier Wildbahn gezeugt oder aus der freien Wildbahn ent-
nommen wurde;  
c) "Nachkommen der zweiten Generation (F2)" und "Nachkommen folgender Generationen (F3, F4 etc.)" Ex-
emplare, die in kontrollierter Umgebung gezeugt sind und deren Eltern ebenfalls in kontrollierter Umgebung ge-
zeugt wurden;  
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d) "Zuchtstock" alle Tiere, die beim Zuchtbetrieb für die Erzeugung von Nachkommen verwendet werden;  
e) "kontrollierte Umgebung" eine zum Zweck der Vermehrung bestimmter Arten beeinflusste Umgebung mit 
Grenzen, die dazu ausgelegt sind, Tiere, Eier oder Gameten der betreffenden Art am Eindringen in bzw. Verlas-
sen der kontrollierten Umgebung zu hindern; eine kontrollierte Umgebung kann Maßnahmen wie künstliche Un-
terbringung, Beseitigung der Abfälle, Gesundheitspflege, Schutz vor Raubtieren und Bereitstellung von Nahrung 
umfassen;  
f) "eine Person mit gewöhnlichem Aufenthalt in der Gemeinschaft" eine Person, die sich mindestens 185 Tage 
pro Kalenderjahr im Gebiet der Gemeinschaft aufhält, also ihren Lebensmittelpunkt wegen beruflicher Ver-
pflichtungen oder - bei Personen ohne berufliche Verpflichtungen - wegen persönlicher Bindungen dort hat. 
Artikel 2 
(1) Die Formblätter für Einfuhrgenehmigungen, Ausfuhrgenehmigungen, Wiederausfuhrbescheinigungen und 
Anträge auf solche Dokumente müssen dem Muster in Anhang I entsprechen; hiervon ausgenommen sind die 
den einzelstaatlichen Behörden vorbehaltenen Felder. 
(2) Die Formblätter für Einfuhrmeldungen müssen dem Muster in Anhang II entsprechen; hiervon ausgenommen 
sind die den einzelstaatlichen Behörden vorbehaltenen Felder. Die Formblätter können fortlaufend nummeriert 
werden. 
(3) Die Formblätter für die in Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten Bescheinigungen und An-
träge auf solche Bescheinigungen müssen dem Muster in Anhang III entsprechen; hiervon ausgenommen sind 
die den einzelstaatlichen Behörden vorbehaltenen Felder. Die Mitgliedstaaten können jedoch vorsehen, dass in 
den Feldern 18 und 19 anstelle des vorgedruckten Textes nur die betreffende Bescheinigung und/oder Genehmi-
gung angegeben wird. 
(4) Die Form des Etiketts gemäß Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 muss den Abmessungen 
und dem Muster in Anhang IV entsprechen. 
Artikel 3 
(1) Das Papier der in Artikel 2 genannten Formblätter darf keinen Holzstoff enthalten, muss den Anforderungen 
zu Schreibzwecken genügen und mindestens 55 g/m2 wiegen. 
(2) Die Formblätter in Artikel 2 Absätze 1, 2 und 3 müssen ein Format von 210 × 297 mm (A4) mit einer 
Höchsttoleranz in der Länge von 18 mm weniger und 8 mm mehr haben. 
(3) Das Papier der in Artikel 2 Absatz 1 genannten Formblätter muss folgende Farben haben: 
a) Formblatt Nr. 1 (Original): weiß mit untergründigem Guilloche-Muster, grauer Druck auf der Vorderseite, auf 
dem jede auf mechanischem oder chemischem Weg vorgenommene Fälschung sichtbar wird;  
b) Formblatt Nr. 2 (Kopie für den Inhaber): gelb;  
c) Formblatt Nr. 3 (Kopie für das Ausfuhr- oder Wiederausfuhrland im Fall einer Einfuhrgenehmigung oder Ko-
pie zur Rücksendung an die ausstellende Behörde durch die Zollstelle im Fall einer Ausfuhr- oder Wiederaus-
fuhrbescheinigung): hellgrün;  
d) Formblatt Nr. 4 (Kopie für die ausstellende Behörde): rosa;  
e) Formblatt Nr. 5 (Antrag): weiß. 
(4) Das Papier der in Artikel 2 Absatz 2 genannten Formblätter muss folgende Farben haben: 
a) Formblatt Nr. 1 (Original): weiß;  
b) Formblatt Nr. 2 (Kopie für den Einführer): gelb. 
(5) Das Papier der in Artikel 2 Absatz 3 genannten Formblätter muss folgende Farben haben: 
a) Formblatt Nr. 1 (Original): gelb mit einem untergründigen Guilloche-Muster, Druck grau auf der Vorderseite, 
auf dem jede auf mechanischem oder chemischem Weg vorgenommene Fälschung sichtbar wird;  
b) Formblatt Nr. 2 (Kopie für die ausstellende Behörde): rosa;  
c) Formblatt Nr. 3 (Antrag): weiß. 
(6) Das Papier der in Artikel 2 Absatz 4 genannten Etiketten muss von weißer Farbe sein. 
(7) Die in Artikel 2 genannten Formblätter sind in einer von den zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaats be-
zeichneten Amtssprache der Gemeinschaft zu drucken und auszufüllen. Sie müssen - soweit erforderlich - eine 
Übersetzung des Inhalts in eine der offiziellen Arbeitssprachen des Übereinkommens enthalten. 
(8) Die Mitgliedstaaten sind für den Druck der in Artikel 2 genannten Formblätter verantwortlich; der Druck 
kann - im Fall der in Artikel 2 Absätze 1, 2 und 3 genannten Formblätter - Teil eines computerisierten Verfah-
rens zur Ausstellung von Genehmigungen/Bescheinigungen sein. 
KAPITEL II 
AUSSTELLUNG, GELTUNGSDAUER UND VERWENDUNG VON DOKUMENTEN 
ABSCHNITT 1 
Allgemeines 
Artikel 4 
(1) Die Formblätter sind in Maschinenschrift auszufüllen. Anträge auf Genehmigungen und Bescheinigungen 
gemäß Artikel 2 Absatz 1 und 3, Einfuhrmeldungen gemäß Artikel 2 Absatz 2 und Etiketten gemäß Artikel 2 
Absatz 4 können gut leserlich mit Tinte oder Kugelschreiber in Großbuchstaben von Hand ausgefüllt werden. 
(2) Andere Formblätter als die Antragsformulare und Etiketten gemäß Artikel 2 Absatz 4 dürfen weder Lö-
schungen noch Änderungen enthalten, sofern diese nicht mit Stempel und Unterschrift der ausstellenden Voll-
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zugsbehörde oder - im Fall von Einfuhrmeldungen gemäß Artikel 2 Absatz 2 - durch Stempel und Unterschrift 
der Einfuhrzollstelle amtlich bestätigt werden. 
(3) In Genehmigungen und Bescheinigungen sowie in Anträgen auf ihre Ausstellung 
a) muss die Beschreibung der Exemplare, wo sie verlangt wird, einen der in Anhang V aufgeführten Codes ent-
halten;  
b) müssen zur Angabe von Menge und Nettomasse die Einheiten in Anhang V verwendet werden;  
c) sind zur Angabe der wissenschaftlichen Namen der Arten die in Anhang VI enthaltenen Standard-
Nomenklaturreferenzen zu verwenden;  
d) ist der Zweck der Transaktion - soweit erforderlich - mit einem der Codes in Teil 1 von Anhang VII an-
zugeben;  
e) ist die Herkunft der Exemplare in einem der Codes in Teil 2 von Anhang VII und - sofern für die Anwendung 
solcher Codes die Kriterien in der Verordnung (EG) Nr. 338/97 oder der vorliegenden Verordnung eingehalten 
werden müssen - unter Einhaltung dieser Kriterien anzugeben. 
(4) Wird einem der in Artikel 2 genannten Formblätter ein Anhang beigefügt, der Bestandteil des Formblatts 
wird, so ist diese Tatsache und die Anzahl der Seiten des Anhangs auf der Genehmigung oder Bescheinigung 
deutlich anzugeben, und jede Seite des Anhangs muss Folgendes umfassen: 
a) Nummer der Genehmigung oder Bescheinigung und Datum ihrer Ausstellung;  
b) Unterschrift und Stempel oder Siegel der Behörde, die die Genehmigung oder Bescheinigung ausgestellt hat. 
Wird das in Artikel 2 Absatz 1 genannte Formblatt in einer Sendung für mehr als eine Art verwendet, so ist ein 
Anhang beizufügen, in dem abgesehen von den Bestimmungen des Unterabsatzes 1 für jede in der Sendung ent-
haltene Art die Felder 8 bis 22 des betreffenden Formblatts sowie die in Feld 27 enthaltenen Punkte ("tatsächlich 
eingeführte Menge/Nettomasse" und gegebenenfalls "Zahl der bei der Ankunft toten Tiere") auszufüllen sind. 
Wird das in Artikel 2 Absatz 3 genannte Formblatt für mehr als eine Art verwendet, so ist ein Anhang beizu-
fügen, in dem abgesehen von den Bestimmungen des Unterabsatzes 1 für jede Art die Felder 4 bis 18 des betref-
fenden Formblatts angegeben sind. 
(5) Die Absätze 1, 2 und 3 Buchstaben c) und d) und Absatz 4 gelten auch für Entscheidungen über die Aner-
kennung von Genehmigungen und Bescheinigungen eines Drittlands für Exemplare, die in die Gemeinschaft 
eingeführt werden sollen. Dokumente zu Exemplaren, für die freiwillige oder von der Konferenz der Parteien des 
Übereinkommens festgelegte Ausfuhrquoten bestehen, dürfen nur anerkannt werden, wenn die Gesamtzahl der 
im laufenden Jahr bereits ausgeführten Exemplare - einschließlich derjenigen, für die die betreffende Genehmi-
gung ausgestellt wurde - und die Quote für die betreffende Art angegeben sind. Wiederausfuhrbescheinigungen 
von Drittländern sind ferner nur anzuerkennen, wenn das Ursprungsland, die Nummer und das Datum der Aus-
stellung der betreffenden Ausfuhrgenehmigung und gegebenenfalls das Land der letzten Wiederausfuhr sowie 
die Nummer und das Datum der Ausstellung der entsprechenden Wiederausfuhrbescheinigung angegeben sind 
oder das Fehlen dieser Angaben zufriedenstellend begründet ist. 
Artikel 5 
(1) Die Dokumente sind unter Einhaltung der Vorschriften und Bedingungen dieser Verordnung und der Verord-
nung (EG) Nr. 338/97, insbesondere von Artikel 11 Absätze 1 bis 4, auszustellen. Sie können Nebenbestimmun-
gen, Auflagen und Bedingungen der ausstellenden Behörde zur Einhaltung dieser Verordnungen und der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über ihre Durchführung enthalten. 
(2) Die Verwendung der Dokumente darf anderen formellen Erfordernissen hinsichtlich des Warenverkehrs in 
der Gemeinschaft, der Einfuhr von Waren in die Gemeinschaft oder ihrer Ausfuhr oder Wiederausfuhr aus der 
Gemeinschaft und der Verwendung von Formblättern zu ihrer Einhaltung nicht vorgreifen. 
(3) In der Regel entscheiden die Vollzugsbehörden binnen einem Monat nach Eingang eines vollständigen An-
trags über die Ausstellung von Genehmigungen und Bescheinigungen. Konsultiert die Vollzugsbehörde jedoch 
Drittländer, so darf die Entscheidung erst nach befriedigendem Abschluss dieser Konsultation gefasst werden. 
Erhebliche Verzögerungen in der Abwicklung von Genehmigungsverfahren sind den Antragstellern mitzuteilen. 
Artikel 6 
Für jede Sendung von Exemplaren, die als Teil einer Ladung gemeinsam versandt werden, wird eine getrennte 
Einfuhrgenehmigung, Einfuhrmeldung, Ausfuhrgenehmigung oder Wiederausfuhrbescheinigung ausgestellt. 
Artikel 7 
(1) Die Gültigkeitsdauer von Genehmigungen der Einfuhr in die Gemeinschaft beträgt höchstens zwölf Monate. 
Eine Einfuhrgenehmigung ist jedoch ohne ein entsprechendes Dokument des Ausfuhr- oder Wiederausfuhrlands 
nicht gültig. 
Die Gültigkeitsdauer von Genehmigungen der Ausfuhr aus der Gemeinschaft und von Wiederausfuhrbescheini-
gungen beträgt höchstens sechs Monate. 
Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der in den Unterabsätzen 1 und 2 genannten Genehmigungen und Bescheini-
gungen sind diese in jeder Hinsicht als ungültig anzusehen. 
Der Inhaber hat das Original und sämtliche Kopien einer abgelaufenen oder nicht genutzten Genehmigung der 
Einfuhr in die Gemeinschaft, Ausfuhrgenehmigung oder Wiederausfuhrbescheinigung unverzüglich an die aus-
stellende Behörde zurückzusenden. 
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(2) Die in Artikel 20 genannten Bescheinigungen und Kopien für den Berechtigten von verwendeten Einfuhrge-
nehmigungen verlieren ihre Gültigkeit, wenn die darin angegebenen lebenden Exemplare gestorben, entwichen 
oder zerstört worden sind oder die Angaben in den Feldern 2 und 4 einer Bescheinigung oder in Feld 3 - im Fall 
der in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97 aufgeführten Arten - und in den Feldern 6 und 8 einer Kopie 
für den Berechtigten einer benutzten Einfuhrgenehmigung nicht mehr der Wirklichkeit entsprechen. 
Die in Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe e) und Artikel 30 genannten Bescheinigungen verlieren ihre Gültigkeit, 
wenn die Angaben in Feld 1 nicht mehr der Wirklichkeit entsprechen. 
Ungültig gewordene Dokumente sind unverzüglich an die ausstellende Behörde zurückzusenden; diese stellt ge-
gebenenfalls eine Bescheinigung aus, die solchen Änderungen in Übereinstimmung mit Artikel 21 entspricht. 
(3) Wird eine Genehmigung oder Bescheinigung als Ersatz eines aufgehobenen, verlorenen, gestohlenen oder 
zerstörten Dokuments oder - im Fall einer Genehmigung oder Wiederausfuhrbescheinigung - eines abgelaufenen 
Dokuments ausgestellt, so ist die Nummer des ersetzten Dokuments und der Grund für die Ersetzung im Feld 
"Besondere Bedingungen" anzugeben. 
(4) Wird eine Ausfuhrgenehmigung oder eine Wiederausfuhrbescheinigung zurückgenommen, gestohlen, zer-
stört oder geht sie verloren, so teilt die ausstellende Behörde dies der Vollzugsbehörde des Bestimmungslands 
und dem Sekretariat des Übereinkommens mit. 
Artikel 8 
(1) Einfuhrgenehmigungen, Ausfuhrgenehmigungen und Wiederausfuhrbescheinigungen sind unter Berücksich-
tigung von Artikel 4 Absatz 3 so rechtzeitig zu beantragen, dass sie vor der Einfuhr der Exemplare in die Ge-
meinschaft oder vor ihrer Ausfuhr oder Wiederausfuhr aus der Gemeinschaft ausgestellt werden können. 
Ein Zollverfahren für ein Exemplar darf nicht eröffnet werden, bevor die erforderlichen Dokumente vorgelegt 
worden sind. 
(2) Im Fall der Einfuhr von Exemplaren in die Gemeinschaft sind die Dokumente aus Drittländern nur dann als 
gültig anzusehen, wenn sie vor dem letzten Tag ihrer Gültigkeit zu Ausfuhr- oder Wiederausfuhrzwecken aus 
dem betreffenden Land verwendet wurden und spätestens sechs Monate nach dem Datum ihrer Ausstellung zur 
Einfuhr in die Gemeinschaft verwendet werden. 
Allerdings können Ursprungsbescheinigungen für Exemplare der in Anhang C der Verordnung (EG) Nr. 338/97 
aufgeführten Arten bis zu zwölf Monate nach ihrer Ausstellung für die Einfuhr in die Gemeinschaft verwendet 
werden. 
(3) Abweichend von Absatz 1 Unterabsatz 1 und Absatz 2 und sofern der Einführer bzw. (Wieder-)Ausführer die 
zuständige Vollzugsbehörde bei Ankunft/vor Abgang der Sendung über die Gründe des Nichtvorhandenseins der 
erforderlichen Dokumente unterrichtet, können Dokumente für Exemplare von in Anhang B oder C der Verord-
nung (EG) Nr. 338/97 aufgeführten Arten sowie Exemplare der in Anhang A der genannten Verordnung aufge-
führten Arten, die in Artikel 4 Absatz 5 erwähnt sind, ausnahmsweise rückwirkend ausgestellt werden, wenn der 
zuständigen Vollzugsbehörde des Mitgliedstaats, gegebenenfalls nach Rücksprache mit der zuständigen Behörde 
eines Drittlands, nachgewiesen wird, dass 
a) die aufgetretenen Unregelmäßigkeiten nicht auf Verschulden des Ausführers (Wiederausführers) und/oder 
Einführers zurückzuführen sind;  
b) die (Wieder-)Ausfuhr/Einfuhr der betreffenden Exemplare in jeder anderen Hinsicht 
i) der Verordnung (EG) Nr. 338/97, 
ii) dem Übereinkommen, 
iii) den einschlägigen Vorschriften eines Drittlands genügt. 
(4) In den nach Absatz 3 ausgestellten Ausfuhrgenehmigungen und Wiederausfuhrbescheinigungen ist klar an-
zugeben und zu begründen, dass und warum sie rückwirkend ausgestellt wurden. Im Fall von Genehmigungen 
der Einfuhr in die Gemeinschaft, von Ausfuhrgenehmigungen und Wiederausfuhrbescheinigungen ist diese An-
gabe in Feld 23 zu machen. 
(5) Mit Ausnahme von Absatz 3 Buchstabe b) Ziffer i) gelten die Absätze 2, 3 und 4 gemäß Artikel 7 Absatz 2 
Buchstabe c) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 entsprechend für die Durchfuhr von Exemplaren der in den An-
hängen A und B der genannten Verordnung aufgeführten Arten durch die Gemeinschaft. 
(6) Im Fall künstlich vermehrter Pflanzen der in den Anhängen B und C der Verordnung (EG) Nr. 338/97 aufge-
führten Arten und künstlich vermehrter Hybriden aus den in Anhang A derselben Verordnung aufgeführten Ar-
ten, die keine Anmerkung aufweisen, können die Mitgliedstaaten anstelle einer Ausfuhrgenehmigung oder Wie-
derausfuhrbescheinigung ein Pflanzengesundheitszeugnis verwenden. Derartige durch Drittländer ausgestellte 
Pflanzengesundheitszeugnisse sind anstelle einer Ausfuhrgenehmigung oder Wiederausfuhrbescheinigung anzu-
erkennen. 
(7) Werden Pflanzengesundheitszeugnisse gemäß Absatz 6 verwendet, müssen diese den wissenschaftlichen 
Namen der Art oder, falls dies für die als Familien in den Anhängen der Verordnung (EG) Nr. 338/97 aufgeliste-
ten Taxa nicht möglich ist, den Gattungsnamen enthalten, während künstlich vermehrte Orchideen und Kakteen 
der in Anhang B der genannten Verordnung aufgeführten Arten als solche bezeichnet werden können. In den 
Pflanzengesundheitszeugnissen sind auch die Art und die Menge der Exemplare anzugeben; mit einem Stempel, 
Siegel oder einem sonstigen Hinweis ist darin kenntlich zu machen, dass die "Exemplare gemäß der CITES-
Definition künstlich vermehrt" worden sind. 
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ABSCHNITT 2 
Einfuhrgenehmigungen 
Artikel 9 
(1) Der Antragsteller muss gegebenenfalls die Felder 1, 3 bis 6 und 8 bis 23 des Antragsformulars und die Felder 
1, 3 bis 5 und 8 bis 22 des Originals und aller Kopien ausfüllen. Die Mitgliedstaaten können jedoch vorsehen, 
dass nur ein Antragsformular auszufüllen ist; in diesem Fall kann der Antrag für mehr als eine Sendung gestellt 
werden. 
(2) Das bzw. die ordnungsgemäß ausgefüllten Formblätter müssen der Vollzugsbehörde des Mitgliedstaats des 
Bestimmungslands vorgelegt werden, die erforderlichen Informationen enthalten und mit den Belegen versehen 
sein, die diese Behörde für notwendig erachtet, um entscheiden zu können, ob eine Genehmigung gemäß Artikel 
4 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 auszustellen ist. Soweit Informationen im Antrag fehlen, ist dies zu begrün-
den. Wird ein Antrag für Exemplare ausgestellt, für die ein solcher Antrag bereits einmal abgelehnt wurde, so 
hat der Antragsteller die Vollzugsbehörde über die frühere Ablehnung zu unterrichten. 
Artikel 10 
(1) Im Fall einer Einfuhrgenehmigung für Exemplare der in Anhang I des Übereinkommens und in Anhang A 
der Verordnung (EG) Nr. 338/97 aufgeführten Arten kann die "Kopie für das Ausfuhr- oder Wiederausfuhrland" 
dem Antragsteller zur Vorlage bei der Vollzugsbehörde des Ausfuhr- oder Wiederausfuhrlands zurückgesandt 
werden. Das Original ist gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b) Ziffer ii) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 bis 
zur Vorlage der entsprechenden Ausfuhrgenehmigung oder Wiederausfuhrbescheinigung einzubehalten. 
(2) Wird die "Kopie für das Ausfuhr- oder Wiederausfuhrland" nicht an den Antragsteller zurückgesandt, so ist 
diesem schriftlich mitzuteilen, dass eine Einfuhrgenehmigung ausgestellt wird, und unter welchen Bedingungen 
dies erfolgt. 
Artikel 11 
Unbeschadet des Artikels 23 übergibt der Einführer oder sein hierzu ermächtigter Vertreter das Original (Form-
blatt Nr. 1), die "Kopie für den Inhaber" (Formblatt Nr. 2) und, sofern dies in der Einfuhrgenehmigung festgelegt 
ist, alle Unterlagen aus dem Ausfuhr- oder Wiederausfuhrland der Zollstelle am gemäß Artikel 12 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 bestimmten Ort der Einfuhr in die Gemeinschaft. Gegebenenfalls gibt er in Feld 26 
die Nummer des Fracht- oder Luftfrachtbriefs an. 
Artikel 12 
Die in Artikel 11 oder gegebenenfalls in Artikel 23 Absatz 1 genannte Zollstelle gibt nach Ausfüllen des Felds 
27 des Originals (Formblatt Nr. 1) und der "Kopie für den Inhaber" (Formblatt Nr. 2) die Letztgenannte dem 
Einführer oder seinem hierzu befugten Vertreter zurück. Das Original (Formblatt Nr. 1) und alle Unterlagen aus 
dem Ausfuhr- oder Wiederausfuhrland sind gemäß Artikel 19 weiterzuleiten. 
ABSCHNITT 3 
Einfuhrmeldungen 
Artikel 13 
Der Einführer oder sein hierzu befugter Vertreter füllt gegebenenfalls die Felder 1 bis 13 des Originals (Form-
blatt Nr. 1) und der "Kopie für den Einführer" (Formblatt Nr. 2) der Einfuhrmeldung aus und gibt diese Doku-
mente unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 23 gegebenenfalls zusammen mit den Unterlagen aus dem 
Ausfuhr- oder Wiederausfuhrland bei der Zollstelle des gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
338/97 bestimmten Ortes der Einfuhr in die Gemeinschaft ab. 
Artikel 14 
Die in Artikel 13 oder gegebenenfalls Artikel 23 Absatz 1 genannte Zollstelle gibt nach Ausfüllen des Felds 14 
des Originals (Formblatt Nr. 1) und der "Kopie für den Einführer" (Formblatt Nr. 2) die Letztgenannte dem Ein-
führer oder seinem hierzu befugten Vertreter zurück. Das Original (Formblatt Nr. 1) und alle Unterlagen aus 
dem Ausfuhr- oder Wiederausfuhrland sind gemäß Artikel 19 weiterzuleiten. 
ABSCHNITT 4 
Ausfuhrgenehmigungen und Wiederausfuhrbescheinigungen 
Artikel 15 
(1) Der Antragsteller füllt gegebenenfalls die Felder 1, 3, 4 und 5 und 8 bis 23 des Antragsformulars und die 
Felder 1, 3, 4 und 5 und 8 bis 22 des Originals und aller Kopien aus. Die Mitgliedstaaten können jedoch vor-
sehen, dass nur ein Antragsformular auszufüllen ist; in diesem Fall kann der Antrag für mehr als eine Sendung 
gestellt werden. 
(2) Das bzw. die ordnungsgemäß ausgefüllten Formblätter müssen der Vollzugsbehörde des Mitgliedstaats über-
mittelt werden, in dessen Staatsgebiet sich die Exemplare befinden; sie müssen die Informationen und dokumen-
tarischen Unterlagen enthalten, die die Behörden für notwendig erachten, um entscheiden zu können, ob eine 
Genehmigung oder Bescheinigung gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 auszustellen ist. Soweit In-
formationen im Antrag fehlen, ist dies zu begründen. Wird ein Antrag auf eine Genehmigung oder Beschei-
nigung für Exemplare gestellt, für die bereits ein solcher Antrag abgelehnt wurde, so hat der Antragsteller die 
Vollzugsbehörde über die frühere Ablehnung zu unterrichten. 
(3) Wird zusammen mit dem Antrag auf eine Wiederausfuhrbescheinigung eine "Kopie für den Inhaber" einer 
Einfuhrgenehmigung, eine "Kopie für den Einführer" einer Einfuhrmeldung oder eine auf der Grundlage solcher 
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Dokumente ausgestellte Bescheinigung vorgelegt, so sind diese Dokumente erst nach Änderung der Zahl der Ex-
emplare, für die das Dokument weiterhin gültig ist, an den Antragsteller zurückzusenden. Ein solches Dokument 
ist nicht an den Antragsteller zurückzusenden, wenn die Wiederausfuhrbescheinigung für die Gesamtzahl von 
Exemplaren, für die sie gilt, ausgestellt oder gemäß Artikel 21 ersetzt wird. Die Vollzugsbehörde entscheidet ge-
gebenenfalls im Einvernehmen mit der Vollzugsbehörde eines anderen Mitgliedstaats, ob vorgelegte Dokumente 
anzuerkennen sind. 
Unterabsatz 1 gilt auch, wenn eine Bescheinigung zur Begründung eines Antrags auf eine Ausfuhrgenehmigung 
vorgelegt wird. 
Sind Exemplare unter der Überwachung einer Vollzugsbehörde eines Mitgliedstaats einzeln gekennzeichnet 
worden, so dass eine Bezugnahme auf die in den Unterabsätzen 1 und 2 genannten Bescheinigungen und Ge-
nehmigungen leicht möglich ist, so müssen diese bei der Antragstellung nicht vorgelegt werden, wenn ihre 
Nummer im Antrag angegeben ist. 
In Ermangelung der in den Unterabsätzen 1, 2 und 3 genannten Dokumente stellt die Vollzugsbehörde - wenn 
nötig im Einvernehmen mit der Vollzugsbehörde eines anderen Mitgliedstaats - fest, ob die (wieder-
)auszuführenden Exemplare rechtmäßig in die Gemeinschaft eingeführt oder in dieser erworben worden sind. 
(4) Konsultiert eine Vollzugsbehörde zu den in Absatz 3 genannten Zwecken die Vollzugsbehörde eines anderen 
Mitgliedstaats, so hat diese binnen einer Woche zu antworten. 
Artikel 16 
Der (Wieder-)Ausführer oder sein hierzu befugter Vertreter gibt das Original (Formblatt Nr. 1), die "Kopie für 
den Inhaber" (Formblatt Nr. 2) und die "Kopie für die ausstellende Behörde" (Formblatt Nr. 3) bei einer gemäß 
Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 bezeichneten Zollstelle ab. Gegebenenfalls gibt er in Feld 
26 die Nummer des Fracht- oder Luftfrachtbriefs an. 
Artikel 17 
Die in Artikel 16 genannte Zollstelle gibt nach Ausfüllen des Felds 27 das Original (Formblatt Nr. 1) und die 
"Kopie für den Inhaber" (Formblatt Nr. 2) dem (Wieder-)Ausführer oder seinem hierzu befugten Vertreter zu-
rück. Die an die ausstellende Behörde zurückzusendende Kopie (Formblatt Nr. 3) ist gemäß Artikel 19 weiterzu-
leiten. 
ABSCHNITT 5 
Rücksendung von Dokumenten, die den Zollstellen vorgelegt wurden, an die ausstellenden Behörden 
Artikel 19 
(1) Die Zollstellen übermitteln den zuständigen Vollzugsbehörden ihres Landes unverzüglich alle Dokumente, 
die ihnen entsprechend den Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 338/97 und dieser Verordnung übergeben 
worden sind. 
Die Vollzugsbehörden, die solche Dokumente erhalten, senden die von anderen Mitgliedstaaten ausgestellten 
Dokumente zusammen mit allen CITES-Dokumenten unverzüglich den zuständigen Vollzugsbehörden zu. 
(2) In Abweichung von Absatz 1 können die Zollstellen die Vorlage von Dokumenten, die durch die Vollzugs-
behörde ihres Mitgliedstaats ausgestellt worden sind, elektronisch bestätigen. 
ABSCHNITT 6 
Bescheinigungen gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 
Artikel 20 
(1) Die Vollzugsbehörde des Mitgliedstaats, in dem sich die Exemplare befinden, kann bei Erhalt eines Antrags 
unter Beachtung der Absätze 5 und 6 die in den Absätzen 2, 3 und 4 genannten Bescheinigungen ausstellen, die 
ausschließlich für die in den genannten Absätzen aufgeführten Zwecke gelten. 
(2) Eine Bescheinigung zum Zweck von Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b), Absätze 3 und 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 338/97 bezeichnet Exemplare, die 
a) unter Einhaltung der in dem betreffenden Staatsgebiet geltenden Rechtsvorschriften der Natur entnommen 
wurden oder 
b) ausgesetzt wurden oder entwichen sind und anschließend unter Einhaltung der im betreffenden Staatsgebiet 
geltenden Rechtsvorschriften wieder eingefangen wurden oder 
c) unter Einhaltung der Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 338/97 in der Gemeinschaft erworben oder in die-
se eingeführt wurden oder 
d) vor dem 1. Juni 1997 unter Einhaltung der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 des Rates(5) in der Gemeinschaft 
erworben oder in diese eingeführt wurden oder 
e) vor dem 1. Januar 1984 unter Einhaltung der Vorschriften des Übereinkommens in der Gemeinschaft erwor-
ben oder in diese eingeführt wurden oder 
f) vor dem Inkrafttreten der unter Buchstaben c) oder d) genannten Verordnungen oder des Übereinkommens für 
die betreffenden Exemplare oder in dem betreffenden Mitgliedstaat im Gebiet dieses Mitgliedstaats erworben 
oder in diesen eingeführt wurden. 
(3) Eine Bescheinigung für die in Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten Zwecke be-
zeichnet Exemplare der in deren Anhang A aufgeführten Arten, die von einem oder mehreren in Artikel 8 Absatz 
1 genannten Verboten ausgenommen sind, weil sie 
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a) in der Gemeinschaft erworben oder in diese eingeführt wurden, als die Bestimmungen für die in Anhang A 
oder C1 der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 oder in Anhang I des Übereinkommens aufgeführten Arten noch 
keine Geltung hatten oder 
b) aus einem Mitgliedstaat stammen und unter Einhaltung der geltenden Rechtsvorschriften dieses Staates der 
Natur entnommen wurden oder 
c) ausgesetzt wurden oder entwichen sind und anschließend unter Einhaltung der im betreffenden Staatsgebiet 
geltenden Rechtsvorschriften wieder eingefangen wurden oder 
d) in Gefangenschaft geboren und gezüchtet wurden oder Teile von bzw. Gegenstände aus in Gefangenschaft 
geborenen und gezüchteten Exemplaren sind oder 
e) für einen der in Artikel 8 Absatz 3 Buchstaben c) und e), f) und g) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten 
Zwecke verwendet werden dürfen. 
(4) Eine Bescheinigung für die in Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten Zwecke stellt fest, dass 
der Transport lebender Exemplare der in Anhang A der genannten Verordnung aufgeführten Arten von dem Ort 
aus, der in der Einfuhrgenehmigung oder einer früher ausgestellten Bescheinigung genannt wird, erlaubt ist. 
(5) Der Antragsteller muss gegebenenfalls die Felder 1, 2 und 4 bis 19 des Antragsformulars und die Felder 1 & 
4 bis 18 des Originals und aller Kopien ausfüllen. Die Mitgliedstaaten können jedoch vorsehen, dass nur ein An-
tragsformular auszufüllen ist; in diesem Fall kann der Antrag für mehr als eine Bescheinigung gestellt werden. 
(6) Das vorschriftsgemäß ausgefüllte Formblatt muss der Vollzugsbehörde des Mitgliedstaates übermittelt wer-
den, in dessen Staatsgebiet sich die Exemplare befinden; von dieser Behörde im Hinblick auf eine Entscheidung 
für notwendig erachtete Informationen und Dokumente sind beizufügen. Soweit Informationen im Antrag fehlen, 
ist dies zu begründen. Wird eine Bescheinigung für Exemplare beantragt, für die ein solcher Antrag früher abge-
lehnt wurde, hat der Antragsteller die Vollzugsbehörde über die frühere Ablehnung zu unterrichten. 
Artikel 21 
(1) Wird eine Sendung, für die eine "Kopie für den Inhaber" (Formblatt Nr. 2) einer Einfuhrgenehmigung, eine 
"Kopie für den Einführer" (Formblatt Nr. 2) einer Einfuhrmeldung oder eine Bescheinigung vorgelegt wird, auf-
geteilt oder entsprechen die Angaben in einem solchen Dokument aus anderen Gründen nicht mehr der Wirklich-
keit, so kann die Vollzugsbehörde die entsprechenden Änderungen gemäß Artikel 4 Absatz 2 vornehmen oder 
eine oder mehrere entsprechende Bescheinigungen ausschließlich gemäß und für Zwecke von Artikel 20 aus-
stellen, nachdem sie die Gültigkeit des zu ersetzenden Dokuments - falls notwendig im Einvernehmen mit der 
Vollzugsbehörde eines anderen Mitgliedstaats - geprüft hat. 
(2) Werden Bescheinigungen ausgestellt, um eine "Kopie für den Inhaber" (Formblatt Nr. 2) einer Einfuhrge-
nehmigung, eine "Kopie für den Einführer" (Formblatt Nr. 2) einer Einfuhrmeldung oder eine früher ausgestellte 
Bescheinigung zu ersetzen, so ist das ursprüngliche Dokument von der die Ersatzbescheinigung ausstellenden 
Vollzugsbehörde einzubehalten. 
(3) Geht eine Bescheinigung verloren, wird sie gestohlen oder zerstört, so kann sie nur von der Behörde ersetzt 
werden, die sie ausgestellt hat. 
(4) Konsultiert eine Vollzugsbehörde zu den in Absatz 1 genannten Zwecken die Vollzugsbehörde eines anderen 
Mitgliedstaats, so hat diese binnen einer Woche zu antworten. 
ABSCHNITT 7 
Etiketten 
Artikel 22 
(1) Gemäß Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 dürfen die in Artikel 2 Absatz 4 der vorliegenden 
Verordnung genannten Etiketten nur für Beförderungen von nicht kommerziellen Leihobjekten und Schenkung-
en sowie für den Austausch von Herbariumsexemplaren, haltbar gemachten, getrockneten oder fest umschlosse-
nen Museumsexemplaren oder lebendem pflanzlichem Material zu wissenschaftlichen Untersuchungen zwischen 
ordnungsgemäß registrierten Wissenschaftlern und wissenschaftlichen Einrichtungen benutzt werden. 
(2) Jedem Wissenschaftler und jeder wissenschaftlichen Stelle gemäß Absatz 1 wird von einer Vollzugsbehörde 
des Mitgliedstaats, in dem sie niedergelassen sind, eine Registriernummer aus fünf Stellen zugewiesen, von de-
nen die beiden ersten den zwei Buchstaben des ISO-Ländercodes des betreffenden Mitgliedstaats und die letzten 
drei einer einmaligen Nummer entsprechen, die jeder Stelle von der zuständigen Vollzugsbehörde zugeteilt wird. 
(3) Die beteiligten Wissenschaftler und wissenschaftlichen Stellen füllen die Felder 1 bis 5 des Etiketts aus und 
unterrichten die zuständige Vollzugsbehörde unverzüglich über alle Einzelheiten bezüglich der Verwendung je-
des Etiketts, indem sie den hierzu vorgesehenen Teil des Etiketts zurücksenden. 
ABSCHNITT 8 
Andere Zollstelle als die Grenzzollstelle am Ort der Einfuhr 
Artikel 23 
(1) In Übereinstimmung mit Artikel 4 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 sind die Kontrollen von einer 
auf dem See-, Luft- oder Schienenweg in die Gemeinschaft eingeführten Sendung, die mit demselben Verkehrs-
träger ohne Zwischenlagerung von einer Grenzzollstelle nach einer anderen Zollstelle in der Gemeinschaft, die 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 bestimmt wurde, weitertransportiert wird, an der 
letztgenannten Zollstelle vorzunehmen und die Einfuhrdokumente ebenfalls dieser vorzulegen. 
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(2) Wird eine Sendung gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 an einer gemäß Artikel 12 Absatz 1 der 
genannten Verordnung bestimmten Zollstelle kontrolliert und zum Zweck eines nachfolgenden Zollverfahrens zu 
einer anderen Zollstelle befördert, so verlangt die Letztgenannte die Vorlage der "Kopie für den Inhaber" (Form-
blatt Nr. 2) einer gemäß Artikel 12 dieser Verordnung ausgefüllten Einfuhrgenehmigung, oder die "Kopie für 
den Einführer" (Formblatt Nr. 2) einer gemäß Artikel 14 ausgefüllten Einfuhrmeldung und kann alle von ihr als 
notwendig erachteten Kontrollen durchführen, um die Übereinstimmung mit den Vorschriften der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 und dieser Verordnung zu prüfen. 
KAPITEL III 
IN GEFANGENSCHAFT GEBORENE UND GEZÜCHTETE ODER KÜNSTLICH VERMEHRTE EXEM-
PLARE 
Artikel 24 
Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 25 ist ein Exemplar einer Tierart nur dann als in Gefangenschaft 
geboren und gezüchtet anzusehen, wenn einer zuständigen Vollzugsbehörde nach Anhörung einer zuständigen 
wissenschaftlichen Behörde des beteiligten Mitgliedstaats Folgendes nachgewiesen wird: 
a) Das Exemplar ist in kontrollierter Umgebung geboren oder auf andere Weise erzeugt worden bzw. ist - im Fall 
einer geschlechtlichen Fortpflanzung - Nachkomme von Eltern, die sich in kontrollierter Umgebung gepaart ha-
ben, oder stammt von auf andere Weise in die kontrollierte Umgebung übertragenen Gameten ab bzw. hat - im 
Fall einer ungeschlechtlichen Fortpflanzung - Eltern, die sich bei der Entwicklung der Nachkommen in kontrol-
lierter Umgebung befanden;  
b) der Zuchtstock wurde in Übereinstimmung mit den zum Zeitpunkt des Erwerbs geltenden Rechtsvorschriften 
und in einer Weise erworben, die dem Überleben der Art in der Natur nicht abträglich war;  
c) der Zuchtstock wird ohne das Einbringen von Exemplaren aus Wildpopulationen erhalten, mit Ausnahme ge-
legentlichen Einbringens von Tieren, Eiern oder Gameten im Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften und 
in einer Weise, die dem Überleben der Art in der Natur nicht abträglich ist, ausschließlich zu folgenden Zwecken 
i) zur Verhütung oder Abschwächung von Inzucht in einer Größenordnung, die durch den Bedarf an neuem Gen-
material bestimmt wird;  
ii) zur Verfügung über eingezogene Tiere gemäß Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 oder 
iii) in Ausnahmefällen zur Verwendung als Zuchtstock;  
d) der Zuchtstock hat eine zweite oder folgende Generationen in einer kontrollierten Umgebung hervorgebracht 
oder wird so gehalten, dass er zuverlässig in der Lage ist, Nachkommen der zweiten Generation in einer kontrol-
lierten Umgebung hervorzubringen. 
Artikel 25 
Hält eine zuständige Behörde für die Zwecke von Artikel 24, Artikel 32 Buchstabe a) oder Artikel 33 Absatz 1 
eine Bestimmung der Abstammung eines Tiers mit Hilfe einer Blut- oder Gewebeanalyse für notwendig, so hat 
der Besitzer eine solche Analyse vorzunehmen oder der Behörde Proben in der von ihr vorgeschriebenen Form 
verfügbar zu machen. 
KAPITEL IV 
PERSÖNLICHE GEGENSTÄNDE ODER HAUSHALTSGEGENSTÄNDE 
Artikel 27 
Einfuhr von persönlichen Gegenständen und Haushaltsgegenständen in die Gemeinschaft 
(1) Die in Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 festgelegte Abweichung von Artikel 4 derselben 
Verordnung für persönliche Gegenstände oder Haushaltsgegenstände gilt nicht für Exemplare, die zur Erzielung 
kommerzieller Gewinne verwendet, zu kommerziellen Zwecken verkauft oder zur Schau gestellt oder zu Ver-
kaufszwecken aufbewahrt, angeboten oder befördert werden. Diese Abweichung gilt nur für Exemplare, ein-
schließlich Jagdtrophäen, die enthalten sind: 
- im persönlichen Gepäck von Reisenden bei ihrer Ankunft aus einem Drittland oder 
- im persönlichen Besitz einer natürlichen Person, die ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort von einem Drittland in 
die Gemeinschaft verlegt, 
oder von einem Reisenden erjagte Jagdtrophäen, die zu einem späteren Zeitpunkt eingeführt werden. 
(2) Die in Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 festgelegte Abweichung von Artikel 4 derselben 
Verordnung für persönliche Gegenstände oder Haushaltsgegenstände gilt nicht für Exemplare der in Anhang A 
derselben Verordnung aufgeführten Arten, wenn diese von einer Person, die in der Gemeinschaft ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt hat oder sich dort niederlässt, zum ersten Mal in die Gemeinschaft eingeführt werden. 
(3) Bei der Ersteinfuhr von persönlichen Gegenständen oder Haushaltsgegenständen, einschließlich Jagdtrophä-
en, die Exemplare der in Anhang B der Verordnung (EG) Nr. 338/97 aufgeführten Arten beinhalten, in die Ge-
meinschaft durch eine Person mit gewöhnlichem Aufenthalt in der Gemeinschaft muss der Zollstelle keine Ein-
fuhrgenehmigung vorgelegt werden, wenn das Original und eine Kopie eines (Wieder-)Ausfuhrdokuments vor-
gelegt werden. Die Zollstelle leitet das Original gemäß Artikel 19 weiter und gibt die mit ihrem Stempel ver-
sehene Kopie an den Inhaber zurück. 
(4) Bei der Wiedereineinfuhr von persönlichen Gegenständen oder Haushaltsgegenständen, einschließlich Jagd-
trophäen, die Exemplare der in Anhang A oder B der Verordnung (EG) Nr. 338/97 aufgeführten Arten beinhal-
ten, in die Gemeinschaft durch eine Person mit gewöhnlichem Aufenthalt in der Gemeinschaft muss der Zollstel-
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le keine Einfuhrgenehmigung vorgelegt werden, wenn die von der Zollstelle abgestempelte "Kopie für den In-
haber" (Formblatt Nr. 2) einer zuvor verwendeten Einfuhr- oder Ausfuhrgenehmigung der Gemeinschaft oder 
die Kopie des in Absatz 3 genannten Dokuments vorgelegt oder der Nachweis erbracht wird, dass die Exemplare 
in der Gemeinschaft erworben wurden. 
Artikel 28 
Ausfuhr und Wiederausfuhr von persönlichen Gegenständen oder Haushaltsgegenständen 
(1) Die in Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 festgelegte Abweichung von Artikel 5 derselben 
Verordnung für persönliche Gegenstände oder Haushaltsgegenstände gilt nicht für Exemplare, die zur Erzielung 
kommerzieller Gewinne verwendet, zu kommerziellen Zwecken verkauft oder zur Schau gestellt oder zu Ver-
kaufszwecken aufbewahrt, angeboten oder befördert werden. Diese Abweichung gilt nur für Exemplare, die ent-
halten sind: 
- im persönlichen Gepäck von Reisenden, die in ein Drittland ausreisen oder 
- im persönlichen Besitz einer natürlichen Person, die ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort aus der Gemeinschaft 
in ein Drittland verlegt. 
(2) Bei der Ausfuhr gilt die in Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 festgelegte Abweichung von 
Artikel 5 derselben Verordnung für persönliche Gegenstände oder Haushaltsgegenstände nicht für Exemplare 
der in Anhang A oder B derselben Verordnung aufgeführten Arten. 
(3) Bei der Wiederausfuhr von persönlichen Gegenständen und Haushaltsgegenständen, einschließlich Jagdtro-
phäen, die Exemplare der in Anhang A oder B der Verordnung (EG) Nr. 338/97 aufgeführten Arten beinhalten, 
durch eine Person mit gewöhnlichem Aufenthalt in der Gemeinschaft muss der Zollstelle keine Wiederausfuhr-
bescheinigung vorgelegt werden, wenn die von der Zollstelle abgestempelte "Kopie für den Inhaber" (Formblatt 
Nr. 2) einer früher verwendeten Einfuhr- oder Ausfuhrgenehmigung der Gemeinschaft oder die in Artikel 27 
Absatz 3 genannte Kopie vorgelegt wird oder der Nachweis erbracht wird, dass die Exemplare in der Gemein-
schaft erworben wurden. 
KAPITEL V 
AUSNAHMEN 
Artikel 29 
(1) Die Ausnahme für die in Artikel 8 Absatz 3 Buchstaben a) bis c) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten 
Exemplare wird nur gewährt, wenn der Antragsteller der zuständigen Vollzugsbehörde nachgewiesen hat, dass 
die darin festgelegten Bedingungen erfüllt sind. 
(2) Die Ausnahme für die in Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe d) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten Exem-
plare wird nur gewährt, wenn der Antragsteller der zuständigen Vollzugsbehörde, nachdem diese den Rat einer 
zuständigen wissenschaftlichen Behörde eingeholt hat, nachgewiesen hat, dass die betreffenden Exemplare ge-
mäß den Artikeln 24, 25 und 26 dieser Verordnung in Gefangenschaft geboren und gezüchtet oder künstlich 
vermehrt wurden. 
(3) Die Ausnahme für die in Artikel 8 Absatz 3 Buchstaben e) bis g) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten 
Exemplare wird nur gewährt, wenn der Antragsteller der zuständigen Vollzugsbehörde, nachdem diese den Rat 
einer zuständigen wissenschaftlichen Behörde eingeholt hat, nachgewiesen hat, dass die darin festgelegten Be-
dingungen erfüllt sind. 
(4) Die Ausnahme für die in Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe h) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten Exem-
plare wird nur gewährt, wenn der Antragsteller der zuständigen Vollzugsbehörde nachgewiesen hat, dass die 
betreffenden Exemplare unter Einhaltung der Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats aus der Natur entnommen 
wurden. 
Artikel 30 
Unbeschadet des Artikels 9 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 kann wissenschaftlichen Einrichtungen, die zu die-
sem Zweck von einer Vollzugsbehörde zugelassen wurden, eine Abweichung von den Verboten gemäß Artikel 8 
Absatz 1 der genannten Verordnung gewährt werden, die von der Vollzugsbehörde im Einvernehmen mit einer 
zuständigen wissenschaftlichen Behörde zu den in diesem Artikel genannten Zwecken genehmigt wird, indem 
eine Bescheinigung für alle Exemplare der in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97 aufgeführten Arten der 
Sammlung ausgestellt wird, die zur Zucht in Gefangenschaft oder zur künstlichen Vermehrung bestimmt sind, 
wenn sich diese günstig auf die Arterhaltung auswirken wird, oder zu Forschungs- oder Bildungszwecken im 
Hinblick auf die Erhaltung oder den Schutz der Art, vorausgesetzt, dass diese Exemplare nur an wissenschaft-
liche Einrichtungen verkauft werden, denen eine ebensolche Bescheinigung ausgestellt wurde. 
Artikel 31 
Unbeschadet des Artikels 9 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 gelten das Verbot des Kaufs, des Angebots zum 
Kauf oder des Erwerbs von Exemplaren der in Anhang A der genannten Verordnung aufgeführten Arten zu 
kommerziellen Zwecken und die Vorschriften von Artikel 8 Absatz 3 der genannten Verordnung nach denen 
Ausnahmen von diesen Verboten von Fall zu Fall durch Ausstellung einer Bescheinigung zu gewähren sind, 
nicht, wenn 
a) für die betreffenden Exemplare eine der in Artikel 20 Absatz 3 dieser Verordnung genannten Bescheinigungen 
ausgestellt wurde und die Exemplare gemäß dem darin erwähnten Zweck verwendet werden, oder 
b) für die Exemplare eine der allgemeinen Ausnahmen gemäß Artikel 32 gilt. 
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Artikel 32 
Die Verbote in Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 und die Anforderung von Artikel 8 Absatz 3, 
nach denen Ausnahmen hiervon fallweise durch Ausstellung einer Bescheinigung zu gewähren sind, gelten nicht 
für 
a) in Gefangenschaft geborene und gezüchtete Tiere von in Anhang VIII dieser Verordnung aufgeführten Arten 
und Hybriden davon, vorausgesetzt, dass Exemplare von Arten, die mit einer Anmerkung versehen sind, gemäß 
Artikel 36 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung gekennzeichnet sind;  
b) künstlich vermehrte Exemplare von Pflanzenarten;  
c) bearbeitete Gegenstände, die gemäß Artikel 2 Buchstabe w) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 vor mehr als 50 
Jahren erworben wurden. 
In diesen Fällen ist keine Bescheinigung erforderlich. 
Artikel 33 
(1) Für die in Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe d) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten Zwecke kann ein Mit-
gliedstaat Züchtern, die zu diesem Zweck von einer Vollzugsbehörde zugelassen werden, vorgefertigte Beschei-
nigungen zur Verfügung stellen, sofern diese ein Zuchtregister führen, das auf Verlangen der zuständigen Voll-
zugsbehörde vorgelegt wird. Solche Bescheinigungen müssen in Feld 20 folgende Angabe enthalten: "Diese Be-
scheinigung gilt nur für folgende Art/Taxa: ...". 
(2) Für die in Artikel 8 Absatz 3 Buchstaben d) und h) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten Zwecke kann 
ein Mitgliedstaat Personen, die von einer Vollzugsbehörde dazu zugelassen werden, tote, in Gefangenschaft ge-
züchtete Exemplare und/oder eine geringe Zahl von toten, unter Einhaltung des geltenden Rechts in der Gemein-
schaft der Natur entnommenen Exemplare zu verkaufen, zu diesem Zweck vorgefertigte Bescheinigungen zur 
Verfügung stellen, sofern die betreffende Person 
a) ein Buch führt, das auf Verlangen der zuständigen Vollzugsbehörde vorgelegt wird und Einzelheiten über die 
verkauften Exemplare, die Arten, die Todesursache (falls bekannt), die Personen, von denen die betreffenden 
Exemplare gekauft wurden und Angaben darüber, an wen sie verkauft wurden, enthält;  
b) der zuständigen Vollzugsbehörde einen jährlichen Bericht vorlegt, der die Einzelheiten über die im betreffen-
den Jahr abgeschlossenen Verkäufe sowie die Art und Menge der Exemplare der betreffenden Arten und wie 
diese erworben wurden, enthält. 
KAPITEL VI 
KENNZEICHNUNG VON EXEMPLAREN 
Artikel 34 
(1) Eine Bescheinigung zu den in Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten Zwecken für 
lebende Wirbeltiere darf nur ausgestellt werden, wenn der Antragsteller der zuständigen Vollzugsbehörde nach-
gewiesen hat, dass die einschlägigen Vorschriften von Artikel 36 der vorliegenden Verordnung eingehalten wer-
den. 
(2) Einfuhrgenehmigungen für die nachstehenden Exemplare dürfen nur ausgestellt werden, wenn der Antrags-
teller der Vollzugsbehörde nachgewiesen hat, dass die Exemplare gemäß Artikel 36 Absatz 4 gekennzeichnet 
wurden: 
a) Exemplare aus einem nach den Entscheidungen der Konferenz der Vertragsparteien registrierten Zuchtbetrieb;  
b) Exemplare, die aus einem von der Vertragsstaatenkonferenz des Übereinkommens genehmigten Ranching-
Betrieb stammen;  
c) Exemplare einer Population einer in Anhang I des Übereinkommens aufgeführten Art, für die die Konferenz 
der Parteien des Übereinkommens eine Ausfuhrquote genehmigt hat;  
e) rohe, gegerbte und/oder fertig verarbeitete Häute, Flanken, Schwänze, Kehlen, Füße, Rückenhautstreifen und 
andere Teile von Krokodilen, die in die Gemeinschaft ausgeführt werden, sowie ganze rohe, gegerbte oder fertig 
verarbeitete Krokodilhäute und -flanken, die in die Gemeinschaft wiederausgeführt werden;  
f) lebende Wirbeltiere der in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97 aufgeführten Arten, die zu einer Wan-
dertierschau gehören;  
Artikel 35 
(1) Wiederausfuhrbescheinigungen für in Artikel 34 Absatz 2 Buchstaben a) bis d) und f) genannte Exemplare, 
die nicht grundlegend verändert wurden, werden nur ausgestellt, wenn der Antragsteller der Vollzugsbehörde 
nachgewiesen hat, dass die ursprünglichen Kennzeichen unversehrt sind. 
(2) Wiederausfuhrbescheinigungen für ganze rohe, gegerbte und/oder fertig verarbeitete Krokodilhäute und -
flanken werden nur ausgestellt, wenn der Antragsteller der Vollzugsbehörde nachweist, dass die ursprünglichen 
Anhänger unversehrt sind oder, falls sie verloren oder entfernt wurden, dass die Exemplare mit einem Anhänger 
für die Wiederausfuhr versehen wurden. 
(3) Ausfuhrgenehmigungen für die nachstehenden Exemplare dürfen nur ausgestellt werden, wenn der Antrag-
steller der Vollzugsbehörde nachgewiesen hat, dass die Exemplare gemäß Artikel 36 Absatz 4 gekennzeichnet 
wurden: 
Artikel 36 
(1) Zu dem in Artikel 34 Absatz 1 genannten Zweck müssen 
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a) in Gefangenschaft geborene und gezüchtete Vögel gemäß Absatz 5 oder, falls der zuständigen Vollzugsbe-
hörde nachgewiesen wird, dass diese Methode wegen physischer oder durch das Verhalten der Art bedingter Ei-
genschaften nicht angewandt werden kann, mit einem einmalig nummerierten, nicht veränderbaren Mikrochip-
Transponder gemäß den ISO-Normen 11784:1996 (E) und 11785:1996 (E) gekennzeichnet werden;  
b) andere lebende Wirbeltiere als in Gefangenschaft geborene und gezüchtete Vögel mit einem einmalig num-
merierten, nicht veränderbaren Mikrochip-Transponder gemäß den ISO-Normen 11784:1996 (E) und 
11785:1996 (E) oder, falls der zuständigen Vollzugsbehörde nachgewiesen wird, dass diese Methode wegen 
physischer oder durch das Verhalten der betreffenden Exemplare/Arten bedingter Eigenschaften ungeeignet ist, 
mit Hilfe von einmalig nummerierten Ringen, Bändern, Marken und Etiketten, Tätowierungen oder durch jedes 
andere Mittel identifizierbar gemacht werden. 
(2) Artikel 34 Absatz 1 gilt nicht, wenn der zuständigen Vollzugsbehörde nachgewiesen wird, dass die physi-
schen Eigenschaften der betreffenden Exemplare zum Zeitpunkt der Ausstellung der betreffenden Bescheini-
gungen, eine sichere Durchführung eines Kennzeichnungsverfahrens nicht erlauben. Trifft dies zu, so wird es 
von der Vollzugsbehörde in Feld 20 der Bescheinigung vermerkt, oder sie fügt, falls ein Kennzeichnungsver-
fahren zu einem späteren Zeitpunkt sicher angewandt werden kann, eine geeignete Auflage auf der Bescheini-
gung hinzu. 
(3) Exemplare, die vor dem 1. Januar 2002 mit einem Mikrochip-Transponder, der nicht den ISO-Normen 
11784:1996 (E) und 11785:1996 (E) entspricht, oder vor dem 1. Juni 1997 nach einem der Verfahren in Absatz 1 
oder die vor ihrer Einfuhr in die Gemeinschaft in Übereinstimmung mit Absatz 4 gekennzeichnet wurden, wer-
den als den Vorschriften in Absatz 1 entsprechend betrachtet. 
(4) Die in Artikel 34 Absatz 2 und Artikel 35 Absatz 2 genannten Exemplare werden nach den von der Kon-
ferenz der Parteien des Übereinkommens für die betreffenden Exemplare zugelassenen oder empfohlenen Ver-
fahren gekennzeichnet. 
(5) In Gefangenschaft geborene und gezüchtete Vögel werden mit einem einmalig gekennzeichneten, nahtlos 
verschlossenen Beinring gekennzeichnet, d. h. mit einem Ring oder einem Band in einem fortlaufenden Kreis 
ohne Unterbrechung oder Fuge, der auf keine Weise manipuliert wurde, der von einer Größe ist, dass er nach 
vollständigem Auswachsen des Beins nicht entfernt werden kann, wenn er in den ersten Tagen des Lebens eines 
Vogels angebracht wurde, und der für diese Zwecke gewerblich hergestellt worden ist. 
Artikel 37 
Erfordert die Kennzeichnung lebender Tiere auf dem Gebiet der Gemeinschaft das Anbringen einer Marke, eines 
Etiketts, Bandes, Rings oder einer sonstigen Vorrichtung, eine Kennzeichnung auf einem Körperteil des Tiers 
oder das Anbringen von Mikrochip-Transpondern, so müssen diese Vorgänge human und unter Beachtung des 
Wohlbefindens und natürlichen Verhaltens der betreffenden Exemplare erfolgen. 
Artikel 38 
(1) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten erkennen die von den zuständigen Behörden anderer Mitglied-
staaten gemäß Artikel 36 zugelassenen Kennzeichnungsverfahren an. 
(2) Ist ein solches Dokument nach den Vorschriften dieser Verordnung erforderlich, sind die genauen Einzelhei-
ten der Kennzeichnung auf allen Genehmigungen oder Bescheinigungen im Zusammenhang mit dem betreffen-
den Exemplar anzugeben. 
KAPITEL VII 
BERICHTERSTATTUNG UND INFORMATION 
Artikel 39 
(1) Die Mitgliedstaaten erfassen Daten über Einfuhren in die Gemeinschaft und Ausfuhren und Wiederausfuhren 
aus der Gemeinschaft auf der Grundlage der von ihren Vollzugsbehörden ausgestellten Genehmigungen und Be-
scheinigungen unabhängig vom Ort der Einfuhr oder (Wieder-)Ausfuhr. Die Mitgliedstaaten teilen diese Infor-
mationen über Exemplare der in den Anhängen A, B und C genannten Arten gemäß Artikel 15 Absatz 4 Buch-
stabe a) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 für jedes Kalenderjahr vor dem 15. Juni des folgenden Jahres in com-
putergestützter Form und entsprechend den vom Sekretariat des Übereinkommens herausgegebenen "Guidelines 
for the preparation and submission of CITES annual reports" (Leitlinien für die Ausarbeitung und Einreichung 
von CITES-Jahresberichten) der Kommission mit. Diese Berichte sollen Informationen über eingezogene und 
beschlagnahmte Sendungen enthalten. 
(2) Die in Absatz 1 genannten Informationen sind in zwei getrennten Teilen vorzulegen: 
a) Informationen über Einfuhren, Ausfuhren und Wiederausfuhren von Exemplaren der Arten in den Anhängen 
des Übereinkommens und 
b) Informationen über Einfuhren, Ausfuhren und Wiederausfuhren von Exemplaren anderer in den Anhängen A, 
B und C der Verordnung (EG) Nr. 338/97 aufgeführter Arten und über die Einfuhr von Exemplaren der in An-
hang D der genannten Verordnung aufgeführten Arten in die Gemeinschaft. 
(3) Hinsichtlich der Einfuhr von Sendungen lebender Tiere führen die Mitgliedstaaten, soweit möglich, Auf-
zeichnungen über den Prozentsatz der Exemplare der in den Anhängen A und B der Verordnung (EG) Nr. 
338/97 aufgeführten Arten, die zum Zeitpunkt der Einfuhr in die Gemeinschaft tot waren. 
(4) Die gemäß Absatz 3 erfassten Daten sind der Kommission für jedes Kalenderjahr jeweils zum 15. Juni des 
darauf folgenden Jahres nach Arten und nach Ausfuhr- bzw. Wiederausfuhrländern getrennt mitzuteilen. 
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(5) Die in Artikel 15 Absatz 4 Buchstabe c) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten Informationen müssen 
Einzelheiten zu den Rechts- und Verwaltungsvorschriften umfassen, die zur Durchführung und Durchsetzung 
der Verordnung (EG) Nr. 338/97 erlassen wurden. 
Artikel 40 
(1) Zur Vorbereitung der Änderung der Anhänge der Verordnung (EG) Nr. 338/97 gemäß deren Artikel 15 Ab-
satz 5 übermitteln die Mitgliedstaaten hinsichtlich der bereits in den Anhängen erwähnten und der für die Auf-
nahme in die Anhänge in Frage kommenden Arten alle zweckdienlichen Informationen über: 
a) ihren biologischen Status und den Handel mit diesen Arten;  
b) die Verwendungen solcher Arten;  
c) die Methoden zur Kontrolle des Handels mit Exemplaren dieser Arten. 
(2) Entwürfe für Änderungen der Anhänge B oder D der Verordnung (EG) Nr. 338/97 gemäß Artikel 3 Absatz 2 
Buchstabe c) oder d) oder Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a) der genannten Verordnung sind der wissenschaftli-
chen Prüfgruppe von der Kommission zur Stellungnahme vorzulegen, bevor sie dem Ausschuss vorgelegt wer-
den. 
KAPITEL VIII 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
Artikel 41 
(1) Unmittelbar nach Einführung einer Einschränkung gemäß Artikel 4 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 
338/97 und bis zu deren Aufhebung lehnen die Mitgliedstaaten Anträge auf Einfuhrgenehmigungen für Exemp-
lare aus dem (den) betreffenden Ursprungsland(-ländern) ab. 
(2) Abweichend von Absatz 1 kann eine Einfuhrgenehmigung ausgestellt werden, wenn 
a) ein Antrag auf eine Einfuhrgenehmigung vor der Einführung der Einschränkung gestellt wurde;  
b) der zuständigen Vollzugsbehörde des Mitgliedstaats nachgewiesen wird, dass aufgrund eines Vertrags oder 
Auftrags eine Zahlung geleistet wurde oder die Exemplare aufgrund eines solchen bereits versandt worden sind. 
(3) Die Einfuhrgenehmigung aufgrund der in Absatz 2 erwähnten Abweichung ist höchstens einen Monat gültig. 
(4) Die in Absatz 1 genannten Einschränkungen gelten, soweit nicht ausdrücklich anders entschieden wird, nicht 
für 
a) in Übereinstimmung mit den Artikeln 24, 25 und 26 in Gefangenschaft geborene oder künstlich vermehrte 
Exemplare;  
b) zu den in Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe e), f) oder g) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 genannten Zwecken 
eingeführte Exemplare;  
c) lebende oder tote Exemplare, die als Hausrat zum Besitz einer Person gehören, die in die Gemeinschaft ein-
reist, um sich dort niederzulassen. 
Artikel 42 
Die Verordnung (EG) Nr. 939/97 wird hiermit aufgehoben. 
Artikel 43 
(1) Gemäß Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 und Artikel 22 der Verordnung (EWG) Nr. 3418/83 
der Kommission(6) ausgestellte Bescheinigungen können weiterhin zu den in Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b), 
Absatz 3 Buchstaben b), c) und d), Absatz 4 Unterabsätze 2 und 3 und in Artikel 8 Absatz 3 Buchstaben a) und 
d) bis h) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 festgelegten Zwecken verwendet werden. 
(2) Ausnahmen von den in Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 festgelegten Verboten gelten 
bis zum Ablauf ihrer Gültigkeit, sofern dies angegeben ist. 
(3) Die Mitgliedstaaten können Bescheinigungen in der in Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 939/97 festge-
legten Form noch innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Verordnung ausstellen. 
Artikel 44 
Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission und dem Sekretariat des Übereinkommens die Vorschriften, die er zur 
Durchführung dieser Verordnung erlässt, und die Rechtsinstrumente und Maßnahmen zu ihrer Durchführung und 
Durchsetzung mit. Die Kommission leitet diese Informationen an die übrigen Mitgliedstaaten weiter. 
Artikel 45 
Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf-
ten in Kraft. 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
Brüssel, den 30. August 2001 
Margot Wallström 
Mitglied der Kommission 
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Bundesgesetze 

Haftungsmaßstäbe 
Kurztitel Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch 
Fundstelle JGS Nr. 946/1811 
Abkürzung ABGB 
§ 2 Sobald ein Gesetz gehörig kund gemacht worden ist, kann sich niemand damit entschuldigen, daß ihm das-
selbe nicht bekannt geworden sey. 
§ 1299. Wer sich zu einem Amte, zu einer Kunst, zu einem Gewerbe oder Handwerke öffentlich bekennet; oder 
wer ohne Noth freywillig ein Geschäft übernimmt, dessen Ausführung eigene Kunstkenntnisse, oder einen nicht 
gewöhnlichen Fleiß erfordert, gibt dadurch zu erkennen, daß er sich den nothwendigen Fleiß und die erforderli-
chen, nicht gewöhnlichen, Kenntnisse zutraue; er muß daher den Mangel derselben vertreten. Hat aber derjenige, 
welcher ihm das Geschäft überließ, die Unerfahrenheit desselben gewußt; oder bey gewöhnlicher Aufmerksam-
keit wissen können, so fällt zugleich dem Letzteren ein Versehen zur Last. 
§ 1300. Ein Sachverständiger ist auch dann verantwortlich, wenn er gegen Belohnung in Angelegenheiten seiner 
Kunst oder Wissenschaft als Versehen einen nachtheiligen Rath ertheilet. Außer diesem Falle haftet ein Rathge-
ber nur für den Schaden, welchen er wissentlich durch Ertheilung des Rathes dem Andern verursachet hat. 

Heilungskosten 
Kurztitel Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch 
Fundstelle JGS Nr. 946/1811 zuletzt geändert durch BGBl.Nr. 179/1988 
Abkürzung ABGB 
§ 1332a. Wird ein Tier verletzt, so gebühren die tatsächlich aufgewendeten Kosten der Heilung oder der 
versuchten Heilung auch dann, wenn sie den Wert des Tieres übersteigen, soweit auch ein verständiger 
Tierhalter in der Lage des Geschädigten diese Kosten aufgewendet hätte. 

Fahrlässige Tötung unter besonders gefährlichen Verhältnissen 
Kurztitel Strafgesetzbuch 
Fundstelle BGBl.Nr. 60/1974 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 130/2001 
Abkürzung StGB 
§ 81. (1) Wer fahrlässig den Tod eines anderen herbeiführt 
Z 3. dadurch, dass er, wenn auch nur fahrlässig, ein gefährliches Tier entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem 
behördlichen  Auftrag hält, verwahrt oder führt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 
         (2) Der Täter ist nach Abs. 1 Z 3 auch zu bestrafen, wenn er sich mit einer Rechtsvorschrift oder einem be-
hördlichen Auftrag nicht bekannt gemacht hat, obwohl er seinem Beruf, seiner Beschäftigung oder sonst den 
Umständen nach dazu verpflichtet gewesen wäre, oder wenn ihm der Irrtum über die Rechtsvorschrift oder den 
behördlichen Auftrag sonst vorzuwerfen ist. 

Fahrlässige Körperverletzung 
  § 88. (1) Wer fahrlässig einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit schädigt,  ist   
           (3) in den im § 81 Abs. 1 Z 1 bis 3 bezeichneten Fällen mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
           (4) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) zur Folge, so ist der Täter in den im § 81 Z 1 
bis 3 bezeichneten Fällen aber mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

Gefährdung der körperlichen Sicherheit 
§ 89. Wer in den im § 81 Abs. 1 Z 1 bis 3 bezeichneten Fällen, wenn auch nur fahrlässig, eine Gefahr für das 
Leben, die Gesundheit oder die körperliche Sicherheit eines anderen herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu bestrafen. 

Tierquälerei 
§ 222. (1) Wer ein Tier 
  1. roh misshandelt oder ihm unnötige Qualen zufügt, 
  2. aussetzt, obwohl es in der Freiheit zu leben unfähig ist, oder 
  3. mit dem Vorsatz, dass ein Tier Qualen erleide, auf ein anderes  Tier hetzt, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
  (2) Ebenso ist zu bestrafen, wer, wenn auch nur fahrlässig, im Zusammenhang mit der Beförderung mehrerer 
Tiere diese dadurch, dass er Fütterung oder Tränke unterlässt, oder auf andere Weise längere Zeit hindurch ei-
nem qualvollen Zustand aussetzt. 
  (3) Ebenso ist zu bestrafen, wer ein Wirbeltier mutwillig tötet. 
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Zollgesetz 
Kurztitel Wiederverlautbarung des Zollgesetzes 1955 
Fundstelle BGBl.Nr. 644/1988 ST0241 
Abkürzung ZG 
Kundmachung des Bundeskanzlers und des Bundesministers für Finanzen vom 11. November 1988, mit der das 
Zollgesetz 1955 wiederverlautbart wird 
§ 2. (1) Waren im Sinne dieses Bundesgesetzes sind bewegliche körperliche Sachen aller Art. 
§ 3. (1) Anläßlich der Einfuhr und Ausfuhr von Waren werden nach näherer Anordnung der zolltarifarischen Be-
stimmungen Abgaben in Form von Einfuhrzöllen und Ausfuhrzöllen erhoben. Neben den Zöllen werden nach 
Maßgabe der betreffenden Abgabengesetze von den Zollämtern sonstige Abgaben erhoben. 
§ 7. (1) Für die Tarifierung einer Ware ist, soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, deren Menge, Art 
und Beschaffenheit zur Zeit des Übertrittes über die Zollgrenze maßgebend. 
§ 7. (2) Können die nach Abs. 1 maßgebende Menge, Art und Beschaffenheit der Waren oder sonstige für die 
Durchführung eines Verfahrens nach diesem Bundesgesetz maßgebende Tatsachen nicht eindeutig ermittelt wer-
den, weil Waren nicht gestellt werden oder die innere Beschau auf Veranlassung des Anmelders unterblieben ist, 
so sind jene Tatsachen heranzuziehen, die zur höchsten Abgabenbelastung führen. 
§ 9. (1) Für zollpflichtige Waren in einer Kleinsendung, deren Wert bei der Einfuhr im Reiseverkehr insgesamt 
nicht mehr als 2 600 S (189 EURO), in anderen Fällen insgesamt nicht mehr als 500 S (36 EURO) beträgt und 
die nicht zum Handel bestimmt sind, sind die Eingangsabgaben, ausgenommen .., ohne Einreihung in den Zollta-
rif nach einem Pauschalsatz in Höhe von 25 vH des Wertes zu erheben, wenn der Anmelder nicht die Verzollung 
entsprechend der Einreihung der Waren in den Zolltarif verlangt. 
§ 25. (2) Bei der Verfolgung von Zollzuwiderhandlungen sind die Zollorgane befugt, nach den Bestimmungen 
des Finanzstrafgesetzes Festnahmen, Beschlagnahmen, Hausdurchsuchungen und Personendurchsuchungen vor-
zunehmen ... 
§ 25. (4) Ohne Gefahr im Verzug darf eine Beschlagnahme nur in den Fällen des Abs. 3 lit. d und nur auf Grund 
eines Bescheides des Zollamtes vorgenommen werden. 
Abs. 3 (d) diese Waren als Beweismittel in einem Verfahren zur Erhebung des Zolles benötigt werden und ohne 
diese Beschlagnahme zu befürchten ist, daß sie ansonsten für dieses Verfahren nicht zur Verfügung stehen. 
§ 31. (1) In der Einfuhr ist Zollfreiheit zu gewähren für:Gegenstände der Wissenschaft sowie Tiere, Pflanzen und 
Mineralien, die für Sammlungen wissenschaftlicher oder gemeinnütziger Institute eingehen und zur Einreihung 
in diese Sammlungen sowie zur öffentlichen Besichtigung bestimmt sind. 
§ 34. (6) Weiters ist in der Einfuhr Zollfreiheit zu gewähren für Waren, die von im Zollgebiet wohnhaften Rei-
senden aus dem Zollausland in das Zollgebiet für ihren persönlichen Gebrauch oder Verbrauch oder für den ihrer 
Angehörigen im Handgepäck eingebracht werden. Der Wert dieser Waren darf je Person und Grenzübertritt 1 
000 S nicht übersteigen 
§ 180. (2) Bei der Zollabfertigung ist von der Festsetzung von Eingangsabgabenbeträgen, die 10 S (0,72 EURO) 
nicht übersteigen, ansonsten von der Einhebung oder Rückzahlung von Eingangsabgabenbeträgen, die 20 S (1,5 
EURO) nicht übersteigen, Abstand zu nehmen. 

Eisenbahnbeförderungsgesetz 
Kurztitel Eisenbahnbeförderungsgesetz 
Fundstelle BGBl.Nr. 180/1988 ST0063 
Abkürzung EBG       Inkrafttretedatum: 19880331 
Bundesgesetz vom 10. März 1988 über die Beförderung von Personen, Reisegepäck und Gütern mit der 
Eisenbahn (Eisenbahnbeförderungsgesetz - EBG) 
Teil I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1. (1) Dieses Gesetz gilt für die Beförderung von Personen, Reisegepäck und Gütern mit den öffentlichen Ei-
senbahnen Österreichs, jedoch nicht mit den Straßenbahnen und Seilbahnen. 
§ 12. (5) Gegenstände und lebende Tiere, deren Mitnahme in Personenwagen nach den §§ 26 und 27 nicht zuge-
lassen ist, dürfen auch in Warteräume nicht mitgenommen werden.  
§ 27. (1) Die Eisenbahn hat die Bestimmungen über die Mitnahme lebender Tiere in Personenwagen im Tarif 
festzusetzen. 
Teil III. Beförderung von Reisegepäck 
§ 31. Von der Beförderung sind ausgeschlossen 
d) lebende Tiere 
Teil V. Beförderung von Gütern 
§ 56. Bedingungsweise zur Beförderung sind zugelassen 
c) lebende Tiere. 

Tiertransportgesetz-Eisenbahn 
Kurztitel Tiertransportgesetz-Eisenbahn 
Fundstelle BGBl. I Nr. 43/1998 
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Abkürzung TGEisb        Inkrafttretedatum 19980227 
Bundesgesetz über den Transport von Tieren auf der Eisenbahn (Tiertransportgesetz- Eisenbahn - 
TGEisb) 
§ 1. (2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind nicht anzuwenden: 
  1. auf den Transport von Tieren auf der Eisenbahn, die ohne kommerzielle Absicht des Berechtigten transpor-
tiert werden; 
  2. auf den Transport einzelner Tiere auf der Eisenbahn, die von einer natürlichen Person begleitet werden; 

Tiertransportgesetz-Luft 
Kurztitel Tiertransportgesetz-Luft 
Fundstelle BGBl. I Nr. 152/1996 
Abkürzung TGLu 
§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für den Transport von lebenden warm- und kaltblütigen Tieren, Mollusken, Fi-
schen, Insekten, Krusten- und Schalentieren im Luftverkehr, soweit dieser Transport innerhalb Österreichs, von 
oder nach Österreich oder durch Österreich als 
Transitland durchgeführt wird. 
  (2) Ausgenommen von den Bestimmungen dieses Gesetzes sind Transporte, 
  1. bei denen die Tiere im Passagierraum des Luftfahrzeuges befördert werden, oder 
 (3) Werden die Tiere im Frachtraum ohne kommerzielle Absicht in Begleitung einer sich an Bord befindlichen 
Person transportiert, dann ist nur § 8 anzuwenden. 
§ 8. Der Transporteur darf für den Transport von Tieren nur solche Luftfahrzeuge einsetzen, deren Frachträume 
druckbelüftet sind und die über eine Temperaturregulierung und eine ausreichende Belüftung verfügen. Ist eine 
Belüftung des Frachtraumes nicht möglich, dann ist 
darauf zu achten, daß ein ausreichend großes Luftvolumen außerhalb des Transportbehälters vorhanden ist. Tie-
re, die gemäß § 5 Abs. 1 von einer Begleitperson betreut werden müssen, dürfen nur in jenen Frachtraumteilen 
untergebracht werden, die auch während des Transportes in der Luft begehbar sind. Die Temperatur in den 
Frachträumen muß unter Beachtung der Ladedichte an die Bedürfnisse der jeweiligen Tiere angepaßt werden. 
Bei Auswählen der Reiseflughöhe ist darauf zu achten, daß der dadurch bedingte Kabinendruck nicht das 
Wohlbefinden der Tiere beeinträchtigt. 

Tiertransportgesetz-Straße 
Kurztitel Tiertransportgesetz-Straße 
Fundstelle BGBl. I Nr. 411/1994 
Abkürzung TGSt 
§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt, unbeschadet veterinärrechtlicher Vorschriften, nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 
für den Transport von 
  5. kaltblütigen Tieren und 
       (2) Ausgenommen von den Bestimmungen dieses Gesetzes sind Transporte, die 
2. Heimtiere umfassen, die ihren Besitzer auf einer privaten Reise begleiten;   
3. zwar lebende Tiere zum Gegenstand haben, jedoch ohne kommerziellen Zweck erfolgen; 
4. einzelne Tiere umfassen und von einer natürlichen Person begleitet werden; 
       (3) § 4 gilt nicht für kaltblütige Tiere, soweit diese keiner Betreuung während des Transports bedürfen, und 
für Transporte unter 80 km auf Straßen mit öffentlichem Verkehr, wenn der Lenker Verfügungsberechtigter ist. 
 
Begriffsbestimmungen 
§ 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt als 
2. Heimtier: ein Tier, das zu einem anderen Zweck als dem der Zucht oder der Nutzung seiner Produkte oder Ar-
beitskraft gehalten wird; 

Veterinärbehördliche Einfuhr- und Binnenmarktverordnung 2001 
Kurztitel Veterinärbehördliche Einfuhr- und Binnenmarktverordnung 2001 
Fundstelle BGBl. II Nr. 355/2001 
Abkürzung EBVO 2001            Inkrafttretedatum: 20011101 
Verordnung des Bundesministers für soziale Sicherheit und Generationen über die veterinärbehördliche 
Grenzkontrolle und über das innergemeinschaftliche Verbringen von Tieren, Waren und Gegenständen  
§ 1. Diese Verordnung ist anzuwenden auf die Ein- und Durchfuhr sowie das innergemeinschaftliche Verbringen 
von in den Anlagen genannten 
  1. lebenden Tieren (im Folgenden genannt "Tiere"), 
§ 5. (1) Das 2. Hauptstück dieser Verordnung ist anzuwenden auf die Einfuhr und die Durchfuhr von jenen Tie-
ren, Waren und Gegenständen gemäß § 1, die in der Anlage 1 genannt sind, sofern die jeweilige Sendung aus 
Drittstaaten über die österreichische 
Staatsgrenze gebracht wird und 
  1. direkt oder über das Gebiet gemäß Anlage 20 nach Österreich eingeführt oder 
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  2. über Österreich in das Gebiet gemäß Anlage 20 eingeführt oder 
  3. durch das Gebiet gemäß Anlage 20 durchgeführt werden soll. 
  (2) Sendungen gemäß der Anlage 1 unterliegen der veterinärbehördlichen Grenzkontrolle (kontrollpflichtige 
Sendungen). 
  (3) Sendungen, die nachweislich aus dem zollrechtlich freien Verkehr der EG stammen und die ohne Unterbre-
chung des Transportweges über das Gebiet eines Drittstaates wieder in das Gemeinschaftsgebiet verbracht wer-
den, unterliegen nicht der veterinärbehördlichen 
Grenzkontrolle. 
§ 7. Folgende Tiere sind keine kontrollpflichtigen Sendungen: 
  1. bis zu drei Tiere folgender Tierarten, wenn diese Tiere von Reisenden oder bei Wohnsitzverlegung mitge-
führt werden, sofern die Tiere nicht zur Abgabe an Dritte bestimmt sind: 
  C. andere Heimtiere, einschließlich Ziervögel;  
§ 11. (1) Bei der Ein- und Durchfuhr von kontrollpflichtigen Sendungen sind die Bestimmungen der Anlage 1 
einzuhalten und die hierin vorgeschriebenen Bescheinigungen mitzuführen. 
  (2) Tiere müssen gemäß den Bestimmungen der Richtlinie 91/628/EWG transportiert werden. 
§ 14. (1) Tiere, Waren und Gegenstände der in Anlage 1 genannten Arten oder Verwendungszwecke dürfen aus 
Drittstaaten ohne Bewilligung gemäß § 12 eingeführt werden, wenn es sich um eine harmonisierte Einfuhr han-
delt oder gemäß § 15 für die betreffende Sendung keine Bewilligung vorgesehen ist. 
 § 15. (1) Tiere, Waren und Gegenstände der in Anlage 1 genannten Arten oder Verwendungszwecke dürfen aus 
Drittstaaten nur mit Bewilligung gemäß § 12 eingeführt werden, wenn in Anlage 1 für die betreffende Sendung 
eine Bewilligung vorgesehen ist oder der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen für Sendungen 
dieser Art derartige Bewilligungen aus veterinärpolizeilichen Gründen durch Kundmachung in den "Amtlichen 
Veterinärnachrichten" vorgesehen hat; Einfuhren gemäß § 14 sind jedenfalls bewilligungsfrei. 
§ 33. (1) Tiere, Waren und Gegenstände nach Anlage 1 unterliegen bei der Einfuhr und Durchfuhr der 
Dokumentenprüfung, der Nämlichkeitskontrolle und der physischen Untersuchung beziehungsweise der 
Warenuntersuchung durch den Grenztierarzt. 
  (2) Der Umfang der Kontrollen ist 
  1. bei lebenden Tieren gemäß dem Verfahren nach Art. 16 der Richtlinie des Rates 91/496/EWG 
§ 35. (5) Der Grenztierarzt hat die Zulassung der Sendung zur Einfuhr oder Durchfuhr zu verweigern, wenn er 
außerstande ist, die Untersuchung ohne Hilfeleistung durch andere Personen durchzuführen, weder der Absender 
noch der Empfänger für eine solche Hilfeleistung vorgesorgt hat und der Einführer oder Beförderer diese Hilfe 
nicht leisten kann oder zu leisten ablehnt. 
§ 47. (1) Tiere und Waren gemäß Anlage 7 Spalte 1 dürfen innergemeinschaftlich nur dann verbracht werden, 
wenn sie von einer Bescheinigung gemäß Spalte 2 begleitet werden und wenn alle Anforderungen der in Spalte 3 
dieser Anlage genannten Rechtsnormen eingehalten werden. Abweichend hievon dürfen Tiere und Waren mit 
Ursprung in einem Drittstaat innergemeinschaftlich nur dann verbracht werden, wenn sie statt von der Beschei-
nigung nach der Anlage 7 von einer grenztierärztlichen Abfertigungsbescheinigung begleitet sind. 
§ 62. Die §§ 47, 48, 54 Abs. 1, 60 und 61 sind bei den in Anlage 16 genannten Tieren mit bestimmten Verwen-
dungszwecken nicht anzuwenden, wenn die dort vorgesehenen Bedingungen erfüllt werden und hiebei eine 
Verbreitung von Tierseuchen ausgeschlossen ist. Der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen 
hat bei Gefahr im Verzug durch Kundmachung in den "Amtlichen Veterinärnachrichten" die Ausnahmebestim-
mungen aufzuheben und die Durchführung von Einfuhrbewilligungsverfahren bekannt zu geben. 
§ 65. (1) Der Verfügungsberechtigte hat das Verbringen von Tieren, Waren und Gegenständen nach Maßgabe 
dieser Verordnung der Bezirksverwaltungsbehörde zu melden. 
  (2) Der Verfügungsberechtigte hat die Maßnahmen nach § 64 zu dulden sowie die damit beauftragten Personen 
zu unterstützen und hiebei auf Verlangen der Behörde die diesbezüglichen geschäftlichen Unterlagen vorzulgen. 
  (3) Anlässlich der Kontrolle gemäß § 64 Abs. 1 muss der Betriebsinhaber den behördlichen Organen bei Gefahr 
im Verzug jederzeit, sonst während der Betriebszeiten, Zugang zu allen betrieblichen Räumlichkeiten gewähren. 
 
ANLAGE 1 gemäß § 5 Abs. 2 
Kontrollpflichtige Sendungen 
   maßgebliche Hin 
Gruppe Art KN-Code EG-Richtlinien weis 
Kriech- Saurier, Ophidia 010600, 92/65  Bewilligung 
tiere, Krokodile, 950800   erforderlich 
Lurche, Cheloniidae    Ausnahmeregelung 
andere     für den Reiseverkehr 
Wirbeltiere (Schildkröten- 010600, 92/65 Bewilligung 

 artige),andere 950800  erforderlich 
 Chelonia, andere 
 Wirbeltiere, 
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 Schwanzlurche, 
 Frösche, andere 
 Froschlurche 
 
ANLAGE 7 gemäß § 47 
Innergemeinschaftliches Verbringen von Tieren, Waren und Gegenständen nach EG-gemeinschaftsrechtlich 
festgelegten Anforderungen 
                          Maßgebliche                  Rechtsgrundlage für  
  Art, Verwendungszweck       EG      Bescheinigung und für 
                          Richtlinien                    zusätzliche Voraussetzungen 
15.  Sonstige Tiere      92/65/EWG Allfällige Bescheinigungen und 
      gemäß                              zusätzliche Voraussetzungen 
      Richtlinie                         können nach den jeweiligen 
      92/65/EWG                         veterinärpolizeilichen  Erfordernissen vom 
                                         Bundesminister für soziale 
                                         Sicherheit und Generationen 
                                         durch Kundmachung in den 

 "Amtlichen Veterinärnachrichten" oder  
                                         mit Bescheid vorgeschrieben werden. 
 
ANLAGE 16 gemäß § 62 
Ausnahmebestimmungen für Tiere mit bestimmten Verwendungszwecken und Bedingungen 
Die Ausnahmen gemäß § 62 gelten für folgende Tiere: 
1. Tiere im privaten Reiseverkehr oder bei einer Wohnsitzverlegung, 
   wenn höchstens drei und nicht zur Abgabe an Dritte bestimmte Tiere folgender Arten mitgeführt werden: 
   D) andere als unter lit. A, B oder C genannte Arten, wenn die Gefahr der Verschleppung von Tierseuchen aus-
geschlossen ist; diesbezügliche andere internationale oder nationale Vorschriften bleiben unberührt; 
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Landesgesetze 
Es werden als Beispiel für die Gesetzgebung der einzelnen Bundesländer nur das Wiener Landes-Sicherheitsge-
setz und die Wiener Verordnung über das Verbot der Haltung bestimmter Tiere angeführt. Insbesondere die nä-
here Befassung mit den für die Haltung von Amphibien und Reptilien derzeit maßgeblichen Tierschutz- und 
Tierhaltegesetze und ihre abgeleitendenden Durchführungsverordnungen scheint derzeit im Lichte der neuen, 
bundeseinheitlichen Tierschutzgesetzgebung obsolet. 
 

Wiener Landes-Sicherheitsgesetz 
Kurztitel Wiener Landes-Sicherheitsgesetz 
Fundstelle LGBl. Nr. 51/1993, LGBl. Nr. 29/2001 
Abkürzung WLSG                Inkrafttretedatum: 22/09/1993  
Gesetz, mit dem Bestimmungen zum Schutz vor Beeinträchtigungen des örtlichen Gemeinschaftslebens 
erlassen werden und das Gesetz, mit dem der Bundespolizeidirektion Wien die Mitwirkung an der Voll-
ziehung bestimmter ortspolizeilicher Verordnungen übertragen wird, geändert wird. 
§ 1. (1) Wer 
1. den öffentlichen Anstand verletzt  
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 700 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit 
einer Ersatzfreiheitsstrafe bis zu einer Woche zu bestrafen. 
§ 3. (1) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes können Personen, die an öffentlichen Orten andere Personen 
1. in unzumutbarer Weise belästigen  
anweisen, ihr Verhalten einzustellen oder, wenn dies nicht tunlich ist, den Ort zu verlassen. 
(2) eine unzumutbare Belästigung im Sinne des Abs. 1 Z 1 liegt auch dann vor, wenn das Verhalten geeignet ist, 
bei anderen Personen durch unmittelbare Wahrnehmung berechtigten Anstoß zu erregen, und wenn es entweder 
nicht bloß kurze Zeit aufrechterhalten oder in einem vom Verursacher offenbar nicht mehr kontrollierbaren 
Rauschzustand gesetzt wird. 

Verordnung der Wiener Landesregierung über ein Verbot der Haltung bestimmter Tierarten  
Kurztitel 1. Wiener Tierschutz- und Tierhalteverordnung 
Fundstelle: LGBl. Nr. 48/1987 idF: LGBl. Nr. 22/1997 
Auf Grund der §§ 11 Abs. 5, 15 Abs. 2 und 16 Abs. 2 des LGBl. für Wien Nr. 39/1987, wird verordnet: 
§ 1. (1) Die Haltung folgender Tierarten ist im Sinne des § 11 Abs. 5 des Wiener Tierschutz- und Tierhaltegeset-
zes verboten: 
Reptilien (Reptilia): Meerechse (Amblyrhynchus cristatus); Meeresschildkröten (Cheloniidae spp.), alle Arten; 
Lederschildkröten (Dermochelys coriacea); 
Lurche (Amphibia): Goliathfrosch (Gigantorana goliath). 
 (2) Das Verbot des Abs. 1 gilt nicht für jene Tiere, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung im 
Gebiet des Landes Wien in Gefangenschaft gehalten wurden sowie für die im § 15 Abs. 3 Z 1 bis 7 des Wiener 
Tierschutz- und Tierhaltegesetzes genannten Personen und Einrichtungen. 
§ 2. Folgende Wildtierarten stellen besondere Ansprüche an Haltung und Pflege im Sinne des § 15 Abs. 2 des 
Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetzes: 
Reptilien (Reptilia): Schildkröten (Testudines spp.), alle Arten; Alligatoren (Alligatoridae spp.), alle Arten; Kro-
kodile (Crocodylidae spp.), alle Arten; Gaviale (Galvialidae); Brückenechse (Sphenodon punctatus); Leguane (I-
guanidae spp.), alle Arten, ausgenommen solche, die im ausgewachsenen Zustand nicht länger als 1 m werden; 
Chamäleons (Chamaeleonidae spp.), alle Arten; Krustenechsen (Helodermatidae spp.), alle Arten; Warane (Va-
ranidae spp.), alle Arten, ausgenommen solche, die im ausgewachsenen Zustand nicht länger als 1 m werden; 
Schlangen (Serpentes spp.), alle Arten; 
Lurche (Amphibia): Riesensalamander (Cryptobranchidae spp.), alle Arten; 
§ 3. Folgende Wildtierarten sind als gefährlich im Sinne des § 16 Abs. 2 des Wiener Tierschutz- und Tierhalte-
gesetzes anzusehen: 
Reptilien (Reptilia): Alligatoren (Alligatoridae spp.), alle Arten, außer dem Braunen Glattstirnkaiman (Paleosu-
chus palpebrosus) und dem Keilkopf-Glattstirnkaiman (Paleosuchus trigonatus); Krokodile (Crocodylidae spp.), 
alle Arten, außer dem Stumpfkrokodil (Osteolaemus tetraspis); Gaviale (Gavialidae); Krustenechsen (Heloder-
matidae spp.), alle Arten; Riesenschlangen (Boidae spp.), alle Arten, ausgenommen die Abgottschlange (Boa 
constrictor), der Helle Tigerpython (Python molurus molurus) und solche Riesenschlangen, die im ausgewachse-
nen Zustand nicht länger als 3 m werden; Giftschlangen, alle Arten; 
§ 4. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1988 in Kraft. 
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Regierungsvorlagen 

Bundesgesetz, mit dem ein Tierschutzgesetz erlassen sowie das Bundes-Verfassungsgesetz, die Gewerbe-
ordnung 1994 und das Bundesministeriengesetz 1986 geändert werden 
Kurztitel Tierschutzgesetz 
Abkürzung TSchG 
Der Nationalrat hat beschlossen: 
Artikel 1 (Verfassungsbestimmung) 
Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes 
Das Bundes-Verfassungsgesetz, BGBl. Nr. 1/1930, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 
100/2003, wird wie folgt geändert: 
1. In Art. 11 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 7 durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 8 wird angefügt: 

 „8. Tierschutz, soweit er nicht nach anderen Bestimmungen in Gesetzgebung Bundessache ist, jedoch mit 
Ausnahme der Ausübung der Jagd oder der Fischerei.“ 
2. Art. 151 wird folgender Abs. 30 angefügt: 
„(30) Art. 11 Abs. 1 Z 7 und 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/200x tritt mit 1. Jänner 2005, 
jedoch nicht vor dem Ablauf des Tages der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes im Bundesgesetzblatt, 
in Kraft. Soweit die Bundesgesetzgebung nicht anderes bestimmt, treten mit diesem Zeitpunkt in den Angele-
genheiten des Art. 11 Abs. 1 Z 8 bestehende landesrechtliche Vorschriften außer Kraft.“ 
Artikel 2 
Bundesgesetz über den Schutz der Tiere (Tierschutzgesetz – TSchG) 
Inhaltsverzeichnis 
1. Hauptstück 
Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Zielsetzung 
§ 2 Förderung des Tierschutzes 
§ 3 Geltungsbereich 
§ 4 Begriffsbestimmungen 
§ 5 Verbot der Tierquälerei 
§ 6 Verbot der Tötung 
§ 7 Verbot von Eingriffen an Tieren 
§ 8 Verbot der Weitergabe, Veräußerung und des Erwerbs bestimmter Tiere 
§ 9 Hilfeleistungspflicht 
§ 10 Tierversuche 
§ 11 Transport von Tieren 
2. Hauptstück 
Tierhaltung 
1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 
§ 12  Anforderungen an den Halter 
§ 13  Grundsätze der Tierhaltung 
§ 14  Betreuungspersonen 
§ 15  Versorgung bei Krankheit oder Verletzung 
§ 16  Bewegungsfreiheit 
§ 17  Füttern und Tränken 
§ 18  Bauliche Ausstattung und Haltungsvorrichtungen 
§ 19  Nicht in Gebäuden oder Unterkünften untergebrachte Tiere 
§ 20  Kontrollen 
§ 21  Aufzeichnungen 
§ 22  Zuchtmethoden 
§ 23  Bewilligungen 
2. Abschnitt 
Besondere Bestimmungen 
§ 24  Tierhaltungsverordnung 
§ 25  Wildtiere 
§ 26  Haltung von Tieren in Zoos 
§ 27  Haltung von Tieren in Zirkussen und ähnlichen Einrichtungen 
§ 28  Verwendung von Tieren bei sonstigen Veranstaltungen 
§ 29  Tierheime 
§ 30  Entlaufene, ausgesetzte, zurückgelassene sowie von der Behörde beschlagnahmte o. abgenommene Tiere 
§ 31  Haltung von Tieren im Rahmen gewerblicher Tätigkeiten 
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§ 32  Schlachtung oder Tötung 
3. Hauptstück 
Vollziehung 
§ 33  Behörden 
§ 34  Mitwirkung von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
§ 35  Behördliche Überwachung 
§ 36  Betreten von Liegenschaften, Räumen und Transportmitteln 
§ 37  Sofortiger Zwang 
4. Hauptstück 
Straf- und Schlussbestimmungen 
§ 38  Strafbestimmungen 
§ 39  Verbot der Tierhaltung 
§ 40  Verfall 
§ 41  Tierschutzombudsmann 
§ 42  Tierschutzrat 
§ 43  Verweisungen, personenbezogene Bezeichnungen 
§ 44  In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmungen 
§ 45  Vorbereitung der Vollziehung 
§ 46  Umsetzungshinweis 
§ 47  Vollziehungsklausel 
1. Hauptstück 
Allgemeine Bestimmungen 
Zielsetzung 
§ 1. Ziel dieses Bundesgesetzes ist der Schutz des Lebens und des Wohlbefindens der Tiere aus der besonderen 
Verantwortung des Menschen für das Tier als Mitgeschöpf. 
Förderung des Tierschutzes 
§ 2. Bund, Länder und Gemeinden sind verpflichtet, das Verständnis der Öffentlichkeit und insbesondere der Ju-
gend für den Tierschutz zu wecken und zu vertiefen und können besonders tierfreundliche Haltungssysteme und 
die wissenschaftliche Tierschutzforschung fördern. 
Geltungsbereich 
§ 3. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für alle Tiere. 
(2) Die §§ 7 bis 11 und das 2. Hauptstück, mit Ausnahme des § 32, gelten nur für Wirbeltiere, Kopffüßer und 
Zehnfußkrebse. 
(3) Durch dieses Bundesgesetz werden andere bundesgesetzliche Bestimmungen zum Schutz von Tieren, insbe-
sondere 
 1. das Tierversuchsgesetz, BGBl. Nr. 501/1989, 
 2. das Tiertransportgesetz-Straße, BGBl. Nr. 411/1994, 
 3. das Tiertransportgesetz-Luft, BGBl. Nr. 152/1996, 
 4. das Tiertransportgesetz-Eisenbahn, BGBl. I Nr. 43/1998, 
in der jeweils geltenden Fassung nicht berührt. 
(4) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für die Ausübung der Jagd und der Fischerei. Nicht als Ausübung der Jagd 
oder der Fischerei gelten 
 1. die Haltung von Tieren, die zur Unterstützung der Jagd oder der Fischerei eingesetzt werden, 
 2. die Haltung von Tieren in Gehegen zu anderen als jagdlichen Zwecken, 
 3. die Haltung von Fischen zu anderen Zwecken als der Fischerei. 
Begriffsbestimmungen 
§ 4. Die nachstehenden Begriffe haben in diesem Bundesgesetz jeweils folgende Bedeutung: 
 1. Halter: jene Person, die ständig oder vorübergehend für ein Tier verantwortlich ist oder ein Tier in ih-
rer Obhut hat; 
 2. Haustiere: domestizierte Tiere der Gattungen Rind, Schwein, Schaf, Ziege und Pferd, jeweils mit Aus-
nahme exotischer Arten, sowie Großkamele, Kleinkamele, Wasserbüffel, Hauskaninchen, Haushunde, Hauskat-
zen, Hausgeflügel und domestizierte Fische; 
 3. Heimtiere: Tiere, die als Gefährten oder aus Interesse am Tier im Haushalt gehalten werden, soweit es 
sich um Haustiere oder domestizierte Tiere der Ordnungen der Fleischfresser, Nagetiere, Hasenartige, Papagei-
envögel, Finkenvögel, Taubenvögel und der Klasse der Fische handelt; 
 4. Wildtiere: alle Tiere außer den Haus- und Heimtieren; 
 5. Schalenwild: Rotwild, Damwild, Sikahirsche, Davidshirsche, Muffelwild und Schwarzwild; 
 6. Landwirtschaftliche Nutztiere: alle Haus- oder Wildtiere, die zur Gewinnung tierischer Erzeugnisse 
(z.B. Nahrungsmittel, Wolle, Häute, Felle, Leder) oder zu anderen land- oder forstwirtschaftlichen Zwecken 
gehalten werden; 
 7. Eingriff: eine Maßnahme, die zur Beschädigung oder dem Verlust eines empfindlichen Teils des Kör-
pers oder einer Veränderung der Knochenstruktur führt; 
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 8. Tierheim: eine nicht auf Gewinn gerichtete Einrichtung, einschließlich Tierasyl oder Gnadenhof, die 
die Verwahrung herrenloser oder fremder Tiere anbietet; 
 9. Zoos: dauerhafte Einrichtungen, in der Wildtiere zwecks Zurschaustellung während eines Zeitraums 
von mindestens sieben Tagen im Jahr gehalten werden, ausgenommen Zirkusse und Tierhandlungen. 
 10. Zirkus: eine Einrichtung mit Darbietungen, die unter anderem auf dem Gebiet der Reitkunst oder der 
Tierdressur liegen und akrobatische Vorführungen, ernste und komische Schaunummern, Pantomimen sowie 
Tanz- und Musiknummern einschließen können; 
 11. Varieté: eine Einrichtung mit Darbietungen, die im wesentlichen bloß auf Unterhaltung abzielt und bei 
der in abwechselnder Programmnummernfolge deklamatorische oder musikalische Vorträge, artistische Vorfüh-
rungen, Schaunummern, kurze Possen, Singspiele, Burleskenoder Szenen veranstaltet werden; 
 12. Schlachten: das Töten eines Tieres durch Blutentzug und nachfolgende Ausweidung zum Zweck der 
Fleischgewinnung. 
Verbot der Tierquälerei 
§ 5. (1) Es ist verboten, einem Tier ungerechtfertigt Schmerzen, Leiden oder Schäden zuzufügen oder es in 
schwere Angst zu versetzen. 
(2) Gegen Abs. 1 verstößt insbesondere, wer 
 1. Züchtungen vornimmt, die für das Tier oder dessen Nachkommen mit starken Schmerzen, Leiden, 
Schäden oder mit schwerer Angst verbunden sind (Qualzüchtungen), oder Tiere mit Qualzuchtmerkmalen 
importiert, erwirbt oder weitergibt; 
 2. die Aggressivität und Kampfbereitschaft von Tieren durch einseitige Zuchtauswahl oder durch andere 
Maßnahmen erhöht; 
 3. a) Stachelhalsbänder, Korallenhalsbänder oder elektrisierende oder chemische Dressurgeräte verwendet 
oder  
 b) technische Geräte, Hilfsmittel oder Vorrichtungen verwendet, die darauf abzielen, das Verhalten eines 
Tieres durch Härte oder durch Strafreize zu beeinflussen; 
 4. ein Tier auf ein anderes Tier hetzt oder an einem anderen Tier auf Schärfe abrichtet; 
 5. Tierkämpfe organisiert oder durchführt; 
 6. Hunderennen auf Asphalt oder anderen harten Bodenbelägen veranstaltet; 
 7. einem Tier Reiz- oder Dopingmittel zur Steigerung der Leistung von Tieren, insbesondere bei sportli-
chen Wettkämpfen oder ähnlichen Veranstaltungen, zuführt; 
 8. ein Tier zu einer Filmaufnahme, Werbung, Schaustellung oder ähnlichen Zwecken und Veranstaltun-
gen heranzieht, sofern damit Schmerzen, Leiden, Schäden oder schwere Angst für das Tier verbunden sind; 
 9. einem Tier Leistungen abverlangt, sofern damit offensichtlich Schmerzen, Leiden, Schäden oder 
schwere Angst für das Tier verbunden sind; 
 10. ein Tier Temperaturen, Witterungseinflüssen, Sauerstoffmangel oder einer Bewegungseinschränkung 
aussetzt und ihm dadurch Schmerzen, Leiden, Schäden oder schwere Angst zufügt; 
 11. einem Tier Nahrung oder Stoffe vorsetzt, mit deren Aufnahme für das Tier offensichtlich Schmerzen, 
Leiden, Schäden oder schwere Angst verbunden sind; 
 12. einem Tier durch Anwendung von Zwang Nahrung oder Stoffe einverleibt, sofern dies nicht aus vete-
rinärmedizinischen Gründen erforderlich ist; 
 13. die Unterbringung, Ernährung und Betreuung eines von ihm gehaltenen Tieres in einer Weise ver-
nachlässigt, dass für das Tier Schmerzen, Leiden oder Schäden verbunden sind oder es in schwere Angst versetzt 
wird; 
 14. ein Heim- oder Haustier oder ein gehaltenes nicht heimisches Wildtier aussetzt oder verlässt, um sich 
seiner zu entledigen; 
 15. lebenden Tieren Gliedmaßen abtrennt; 
 16. Fanggeräte so verwendet, dass sie nicht unversehrt fangen oder nicht sofort töten. 
(3) Nicht gegen Abs. 1 verstoßen 
 1. Maßnahmen, die auf Grund einer veterinärmedizinischen Indikation erforderlich sind oder sonst zum 
Wohl des Tieres vorgenommen werden, 
 2. Maßnahmen, die im Einklang mit veterinärrechtlichen Vorschriften vorgenommen werden, 
 3. Maßnahmen, die zur fachgerechten Schädlingsbekämpfung oder zur Bekämpfung von Seuchen uner-
lässlich sind, 
 4. Maßnahmen der Ausbildung von Diensthunden der Sicherheitsexekutive und des Bundesheeres, bei 
denen von besonders geschulten Personen technische Geräte oder sonstige Hilfsmittel unter Wahrung der Ver-
hältnismäßigkeit angewendet werden. 
(4) Durch Verordnung  
 1. hat der Bundesminister für Gesundheit und Frauen, in Bezug auf landwirtschaftliche Nutztiere im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, festzule-
gen, welche Züchtungen jedenfalls unter Abs. 2 Z 1 und 2 fallen; 
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 2. hat der Bundesminister für Gesundheit und Frauen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für In-
neres und dem Bundesminister für Landesverteidigung das Nähere in Bezug auf Maßnahmen der Ausbildung 
von Diensthunden der Sicherheitsexekutive bzw. des Bundesheeres festzulegen. 
Verbot der Tötung 
§ 6. (1) Es ist verboten, Tiere ohne vernünftigen Grund zu töten. 
(2) Es ist verboten, Hunde oder Katzen zur Gewinnung von Nahrung oder anderen Produkten zu töten. 
(3) Die Tötung von Tieren zum Zweck der Aus-, Fort- und Weiterbildung ist nur an wissenschaftlichen Einrich-
tungen und nur insoweit zulässig, als sie für den angestrebten Zweck unerlässlich ist und nicht durch alternative 
Methoden ersetzt werden kann. 
(4) Unbeschadet der Verbote nach Abs. 1 und 2 darf das wissentliche Töten von Wirbeltieren nur durch Tierärzte 
erfolgen. Dies gilt nicht 
 1. für die fachgerechte Tötung von landwirtschaftlichen Nutztieren und von Futtertieren (§ 32), 
 2. für die fachgerechte Tötung von Tieren im Rahmen der Aus-, Fort- und Weiterbildung gemäß Abs. 3, 
 3. für die fachgerechte Schädlingsbekämpfung, 
 4. in Fällen, in denen die rasche Tötung unbedingt erforderlich ist, um dem Tier nicht behebbare Qualen 
zu ersparen. 
Verbot von Eingriffen an Tieren 
§ 7. (1) Eingriffe, die nicht therapeutischen oder diagnostischen Zielen oder der fachgerechten Kennzeichnung 
von Tieren in Übereinstimmung mit den anwendbaren Rechtsvorschriften dienen, sind verboten, insbesondere 
 1. Eingriffe zur Veränderung des phänotypischen Erscheinungsbildes eines Tieres, 
 2. das Kupieren des Schwanzes, 
 3. das Kupieren der Ohren, 
 4. das Durchtrennen der Stimmbänder, 
 5. das Entfernen der Krallen und Zähne, 
 6. das Kupieren des Schnabels. 
(2) Ausnahmen von diesen Verboten sind nur gestattet 
 1. zur Verhütung der Fortpflanzung oder 
 2.  wenn der Eingriff für die vorgesehene Nutzung des Tieres, zu dessen Schutz oder zum Schutz anderer 
Tiere unerlässlich ist; diese Eingriffe sind in der Verordnung gemäß § 24 Abs. 1 Z 1 festzulegen. 
(3) Eingriffe, bei denen ein Tier erhebliche Schmerzen erleiden wird oder erleiden könnte, dürfen, soweit nicht 
durch Verordnung gemäß § 24 Abs. 1 Z 1 anderes bestimmt ist, nur von einem Tierarzt und nur nach wirksamer 
Betäubung und mit postoperativer Schmerzbehandlung durchgeführt werden. Eingriffe, bei denen keine Betäu-
bung erforderlich ist, können auch von einer sonstigen sachkundigen Person vorgenommen werden. Art und 
Nachweis der Sachkunde sind in der Verordnung gemäß § 24 Abs. 1 Z 1 zu regeln. 
Verbot der Weitergabe, Veräußerung und des Erwerbs bestimmter Tiere 
§ 8. Es ist verboten, ein Tier, für das ein Weiterleben mit nicht behebbaren Qualen verbunden ist, zu einem ande-
ren Zweck als zur unverzüglichen schmerzlosen Tötung weiterzugeben, zu veräußern oder zu erwerben. Der Er-
werber hat ein solches Tier unverzüglich schmerzlos zu töten oder töten zu lassen. 
Hilfeleistungspflicht 
§ 9. Wer ein Tier erkennbar verletzt oder in Gefahr gebracht hat, hat, soweit ihm dies zumutbar ist, dem Tier die 
erforderliche Hilfe zu leisten oder, wenn das nicht möglich ist, eine solche Hilfeleistung zu veranlassen. 
Tierversuche 
§ 10. Für Tierversuche (§ 2 des Tierversuchsgesetzes, BGBl. Nr. 501/1989) in Angelegenheiten, die nach dem 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Vollziehung Landessache sind, gilt das Tierversuchsgesetz sinngemäß, und 
zwar mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Landeshauptmannes die Landesregierung zu treten hat und ein In-
stanzenzug an einen Bundesminister ausgeschlossen ist. 
Transport von Tieren 
§ 11. (1) Soweit der Transport, einschließlich der Be- und Entladung, von Tieren nicht den Bestimmungen des 
Tiertransportgesetzes-Straße, des Tiertransportgesetzes-Luft und des Tiertransportgesetzes-Eisenbahn unterliegt, 
ist beim Transport sicherzustellen, dass die Tiere über einen angemessenen, ausreichend belüfteten Raum verfü-
gen, Schutz vor ungünstigen Witterungseinflüssen haben und mit dem erforderlichen Wasser und Futter versorgt 
werden. Beim Transport von Wassertieren ist darauf zu achten, dass das Wasservolumen der Anzahl der beför-
derten Tiere angepasst ist, eine Erwärmung des Wassers und Absinken des Sauerstoffgehaltes vermieden wird 
und eine Fütterung zu unterbleiben hat. 
(2) Ist die aufrechte Stellung des Behältnisses, mit dem ein Tier transportiert werden soll, nicht ohne Weiteres 
von außen erkennbar, so ist das Transportbehältnis mit einem Zeichen zu versehen, das die aufrechte Stellung 
des Behältnisses anzeigt. Ist auf Grund der Beschaffenheit des Transportbehältnisses nicht ohne Weiteres von 
außen erkennbar, dass damit ein Tier transportiert wird, so ist auf dem Transportbehältnis ein Hinweis anzubrin-
gen, aus dem hervorgeht, welches Tier transportiert wird. 
(3) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen hat, in Bezug auf landwirtschaftliche Nutztiere im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, unter Bedacht-
nahme auf die Zielsetzung und die sonstigen allgemeinen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes  sowie den an-
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erkannten Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse durch Verordnung nähere Bestimmungen über die Größe, 
Beschaffenheit und Ausrüstung von Transportbehältnissen, Transportmitteln und bei der Ver- und Entladung zu 
benützenden Hilfsmitteln sowie über die Behandlung der Tiere während ihres Transports zu treffen. 
2. Hauptstück 
Tierhaltung 
1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 
Anforderungen an den Halter 
§ 12. (1) Zur Haltung von Tieren ist jeder berechtigt, der zur Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgeset-
zes und der darauf gegründeten Verordnungen in der Lage ist, insbesondere auch über die erforderlichen Kennt-
nisse und Fähigkeiten verfügt. 
(2) Ist der Halter eines Tieres nicht in der Lage, für eine diesem Bundesgesetz entsprechende Haltung des Tieres 
zu sorgen, so hat er es solchen Vereinigungen, Institutionen oder Personen zu übergeben, die Gewähr für eine 
diesem Bundesgesetz entsprechende Haltung bieten. 
(3) Ohne Einwilligung des Erziehungsberechtigten dürfen Tiere an Minderjährige, die das 14. Lebensjahr nicht 
vollendet haben, nicht abgegeben werden. 
Grundsätze der Tierhaltung  
§ 13. (1) Tiere dürfen nur gehalten werden, wenn auf Grund ihres Genotyps und Phänotyps und nach Maßgabe 
der folgenden Grundsätze davon ausgegangen werden kann, dass die Haltung nach dem anerkannten Stand der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse ihr Wohlbefinden nicht beeinträchtigt. 
(2) Wer ein Tier hält, hat dafür zu sorgen, dass das Platzangebot, die Bewegungsfreiheit, die Bodenbeschaffen-
heit, die bauliche Ausstattung der Unterkünfte und Haltungsvorrichtungen, das Klima, insbesondere Licht und 
Temperatur, die Betreuung und Ernährung sowie die Möglichkeit zu Sozialkontakt unter Berücksichtigung der 
Art, des Alters und des Grades der Entwicklung, Anpassung und Domestikation der Tiere ihren physiologischen 
und ethologischen Bedürfnissen angemessen sind. 
(3) Tiere sind so zu halten, dass ihre Körperfunktionen und ihr Verhalten nicht gestört werden und ihre Anpas-
sungsfähigkeit nicht überfordert wird. 
Betreuungspersonen 
§ 14. Für die Betreuung der Tiere müssen genügend Betreuungspersonen vorhanden sein, die über die erforderli-
che Eignung sowie die erforderlichen Kenntnisse und beruflichen Fähigkeiten verfügen. In den Verordnungen 
gemäß § 11, § 24, § 25 Abs. 5, § 26, § 27, § 28, § 29 und § 31 sind die Art und der Umfang sowie der Nachweis 
der erforderlichen Sachkunde unter Berücksichtigung der Ziele und sonstigen Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes und der darauf gegründeten Verordnungen zu regeln. 
Versorgung bei Krankheit oder Verletzung 
§ 15. Weist ein Tier Anzeichen einer Krankheit oder Verletzung auf, so muss es unverzüglich ordnungsgemäß 
versorgt werden, erforderlichenfalls unter Heranziehung eines Tierarztes. Kranke oder verletzte Tiere sind diesen 
besonderen Ansprüchen angemessen und erforderlichenfalls gesondert unterzubringen. 
Bewegungsfreiheit 
§ 16. (1) Die Bewegungsfreiheit eines Tieres darf nicht so eingeschränkt sein, dass dem Tier Schmerzen, Leiden 
oder Schäden zugefügt werden oder es in schwere Angst versetzt wird. 
(2) Das Tier muss über einen Platz verfügen, der seinen physiologischen und ethologischen Bedürfnissen ange-
messen ist. 
(3) Die dauernde Anbindehaltung ist verboten. 
(4) Wildtiere dürfen keinesfalls, auch nicht vorübergehend, angebunden gehalten werden. Unberührt bleibt die 
Ausbildung von Greifvögeln im Rahmen der Beizjagd. 
Füttern und Tränken 
§ 17. (1) Art, Beschaffenheit, Qualität und Menge des Futters müssen der Tierart, dem Alter und dem Bedarf der 
Tiere entsprechen. Das Futter muss so beschaffen und zusammengesetzt sein, dass die Tiere ihr arteigenes mit 
dem Fressen verbundenes Beschäftigungsbedürfnis befriedigen können.  
(2) Die Verabreichung des Futters hat die Bedürfnisse der Tiere in Bezug auf das Nahrungsaufnahmeverhalten 
und den Fressrhythmus zu berücksichtigen.  
(3) Die Tiere müssen entsprechend ihrem Bedarf Zugang zu einer ausreichenden Menge Wasser von geeigneter 
Qualität haben.  
(4) Futter und Wasser müssen in hygienisch einwandfreier Form verabreicht werden.  
(5) Die Fütterungs- und Tränkeeinrichtungen sind sauber zu halten und müssen so gestaltet sein, dass eine art-
gemäße Futter- und Wasseraufnahme möglich ist. Sie müssen so angeordnet sein und betrieben werden, dass alle 
Tiere ihren Bedarf decken können. 
Bauliche Ausstattung und Haltungsvorrichtungen 
§ 18. (1) Das für die bauliche Ausstattung der Unterkünfte und die Haltungsvorrichtungen verwendete Material, 
mit dem die Tiere in Berührung kommen können, muss für die Tiere ungefährlich sein und sich angemessen rei-
nigen lassen. 
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(2) Die Unterkünfte sowie die Vorrichtungen, mit denen die Tiere angebunden oder räumlich umschlossen wer-
den, sind so auszuführen und zu warten, dass die Tiere keine Verletzungen insbesondere durch scharfe Kanten 
oder Unebenheiten erleiden können. 
(3) Für Käfige zur Haltung von Legehennen gemäß Art. 5 der Richtlinie 1999/74/EG zur Festlegung von Min-
destanforderungen zum Schutz von Legehennen, ABl. Nr. L 203 vom 03.08.1999 S. 53, in der Fassung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 806/2003, ABl. Nr. L 122 vom 16.05.2003 S. 1 gilt Folgendes: 
 1. Der Bau oder die erste Inbetriebnahme ist verboten. 
 2. Der Betrieb von vor dem 1. Jänner 2003 gebauten Käfigen ist bis zum Ablauf des 31. Dezember 2008 
zulässig. Den Betrieben können zum Umstieg in eine andere Haltungsform wirtschaftliche Anreize geboten wer-
den. 
(4) Tiere dürfen weder in ständiger Dunkelheit noch in künstlicher Dauerbeleuchtung ohne Unterbrechung durch 
angemessene Dunkelphasen gehalten werden. Dies gilt nicht für die Kükenaufzucht. Reicht der natürliche Licht-
einfall nicht aus, um die Bedürfnisse der Tiere zu decken, muss eine geeignete künstliche Beleuchtung vorgese-
hen werden. Dabei ist auf den natürlichen Ruhe- und Aktivitätsrhythmus der Tiere Rücksicht zu nehmen.  
(5) Die Luftzirkulation, der Staubgehalt der Luft, die Temperatur, die relative Luftfeuchtigkeit und die Gaskon-
zentration – bei Wassertieren, die Temperatur, die Schadstoffkonzentration und der Sauerstoffgehalt des Wassers 
– müssen in einem Bereich gehalten werden, der für die Tiere unschädlich ist. Hängt das Wohlbefinden der Tiere 
von einer Lüftungsanlage ab, ist eine geeignete Ersatzvorrichtung vorzusehen, die bei Ausfall der Anlage einen 
für die Erhaltung des Wohlbefindens der Tiere ausreichenden Luftaustausch gewährleistet; es ist ein Alarmsys-
tem vorzusehen, das den Ausfall der Lüftungsanlage meldet. Das Alarmsystem ist regelmäßig zu überprüfen. 
(6) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen ist, in Bezug auf landwirtschaftliche Nutztiere im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, ermächtigt, eine 
Kennzeichnung serienmäßig hergestellter  Haltungssysteme und Stalleinrichtungen sowie Heimtierunterkünfte 
und Heimtierzubehör, die den Anforderungen dieses Bundesgesetzes entsprechen, durch Verordnung zu regeln. 
Nicht in Unterkünften untergebrachte Tiere 
§ 19. Tiere, die vorübergehend oder dauernd nicht in Unterkünften untergebracht sind, sind soweit erforderlich 
vor widrigen Witterungsbedingungen und soweit möglich vor Raubtieren und sonstigen Gefahren für ihr Wohl-
befinden zu schützen. 
Kontrollen 
§ 20. (1) Alle Tiere in Haltungssystemen, bei denen das Wohlbefinden der Tiere von regelmäßiger Versorgung 
durch Menschen abhängig ist, müssen regelmäßig, im Falle von landwirtschaftlichen Tierhaltungen und Tierhal-
tungen gemäß § 25 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 4, §§ 26, 27, 29 und 31 mindestens einmal am Tag, kontrolliert 
werden. 
(2) In anderen Systemen gezüchtete oder gehaltene Tiere sind in solchen Abständen zu kontrollieren, dass 
Schmerzen, Leiden, Schäden oder schwere Angst möglichst vermieden werden. 
(3) Es muss eine geeignete (fest installierte oder bewegliche) Beleuchtung zur Verfügung stehen, die ausreicht, 
um die Tiere jederzeit gründlich inspizieren zu können, soweit dies für die Versorgung und Beobachtung der 
Tiere unerlässlich ist, jedenfalls jedoch bei Haltung von landwirtschaftlichen Nutztieren. 
(4) Alle automatischen oder mechanischen Anlagen und Geräte, von deren Funktionsfähigkeit das Wohlbefinden 
der Tiere abhängt, sind regelmäßig, im Falle von landwirtschaftlichen Tierhaltungen und Tierhaltungen gemäß § 
25 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 4, §§ 26, 27, 29 und 31 mindestens einmal am Tag, zu inspizieren. Defekte sind 
unverzüglich zu beheben; ist dies nicht möglich, so sind entsprechende Maßnahmen zu treffen, um das Wohlbe-
finden der Tiere zu schützen. 
Aufzeichnungen 
§ 21. (1) Der Halter hat Aufzeichnungen über alle medizinischen Behandlungen und, soweit es sich um Säuge-
tiere, Vögel oder Reptilien handelt, die Anzahl der toten Tiere zu führen, soweit eine landwirtschaftliche Tierhal-
tung oder Tierhaltung gemäß § 6 Abs. 3, § 25 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 4, §§ 26, 27, 29 und 31 vorliegt. 
(2) Diese Aufzeichnungen sind, soweit in bundesgesetzlichen Vorschriften nicht längere Fristen vorgesehen 
sind, für mindestens drei Jahre aufzubewahren und der Behörde anlässlich einer Kontrolle oder auf Anforderung 
zur Verfügung zu stellen. 
Zuchtmethoden 
§ 22. (1) Natürliche oder künstliche Zuchtmethoden, die das Wohlbefinden der Tiere länger oder dauerhaft be-
einträchtigen, sind verboten. 
(2) Diese Bestimmung schließt nicht die Anwendung von Verfahren aus, die nur geringe oder vorübergehende 
Beeinträchtigungen des Wohlbefindens verursachen. Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen kann, in 
Bezug auf landwirtschaftliche Nutztiere im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, unter Berücksichtigung der Ziele und sonstigen Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes sowie des anerkannten Standes wissenschaftlicher Erkenntnisse durch Verordnung regeln, wel-
che Methoden und Verfahren zur Zucht von Tieren jedenfalls verboten sind. 
Bewilligungen 
§ 23. Für Bewilligungen gelten, soweit nicht anderes bestimmt ist, die folgenden Bestimmungen: 
 1. Die Behörde hat Bewilligungen nur auf Antrag zu erteilen. 
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 2. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die beantragte Tierhaltung den Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes und der auf dessen Grundlage erlassenen Verordnungen sowie dem anerkannten Stand der wissenschaftli-
chen Erkenntnisse entspricht und kein Tierhaltungsverbot entgegensteht. 
 3. Bewilligungen können erforderlichenfalls befristet oder unter Auflagen oder unter Bedingungen erteilt 
werden. 
 4. Eine befristete Bewilligung ist auf Antrag des Bewilligungsinhabers zu verlängern, wenn der Antrag 
vor Ablauf der Frist eingebracht wird und die Voraussetzungen für die Erteilung der Bewilligung weiterhin ge-
geben sind. Erforderlichenfalls sind die Bedingungen oder Auflagen (Z 3) abzuändern. 
 5. Stellt die Behörde fest, dass die Tierhaltung nicht mehr den Bewilligungsvoraussetzungen entspricht 
oder die vorgeschriebenen Auflagen oder Bedingungen nicht eingehalten werden, hat sie mit Bescheid die zur 
Erreichung des rechtmäßigen Zustandes notwendigen Maßnahmen vorzuschreiben und dem Bewilligungsinhaber 
den Entzug der Bewilligung anzudrohen. Kommt der Bewilligungsinhaber innerhalb der im Bescheid festgesetz-
ten Frist den Vorschreibungen nicht nach, hat die Behörde die Bewilligung zu entziehen. Die betroffenen Tiere 
sind abzunehmen und solchen Vereinigungen, Institutionen oder Personen zu übergeben, die Gewähr für eine 
diesem Bundesgesetz entsprechende Haltung bieten.  
2. Abschnitt 
Besondere Bestimmungen 
Tierhaltungsverordnung 
§ 24. (1) Unter Berücksichtigung der  Zielsetzung und der sonstigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes so-
wie unter Bedachtnahme auf den anerkannten Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse und die ökonomischen 
Auswirkungen hat der Bundesminister für Gesundheit und Frauen, in Bezug auf Tiere gemäß Z 1 im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, für die Haltung 
 1. von Pferden und Pferdeartigen, Schweinen, Rindern, Schafen, Ziegen, Schalenwild, Lamas, Kanin-
chen, Hausgeflügel, Straußen und Nutzfischen sowie 
 2. anderer Wirbeltiere 
durch Verordnung die Mindestanforderungen für die in § 13 Abs. 2 genannten Haltungsbedingungen und erfor-
derlichenfalls Bestimmungen hinsichtlich zulässiger Eingriffe sowie sonstiger zusätzlicher Haltungsanforderun-
gen zu erlassen. 
(2) Für Tierarten, deren Haltung einer Bewilligung bedarf, jedoch nicht durch Verordnung geregelt ist, hat die 
Behörde aus Anlass eines Antrages (§ 23 Z 1) eine Stellungnahme des Tierschutzrates (§ 42) über die nach dem 
anerkannten Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse einzuhaltenden Mindestanforderungen einzuholen. Der 
Bundesminister für Gesundheit und Frauen hat die Stellungnahme des Tierschutzrates in den Amtlichen Veteri-
närnachrichten (AVN) zu verlautbaren. Liegt eine solche Verlautbarung vor, so hat die Behörde keine Stellung-
nahme des Tierschutzrates einzuholen. 
(3) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen hat durch Verordnung Vorschriften über die Kennzeichnung 
von Hunden und Katzen zum Zweck der Zurückführung entlaufener, ausgesetzter oder zurückgelassener Tiere 
auf ihren Halter sowie über die Registrierung und Verwaltung dieser Kennzeichen und allfälliger anderer für die 
Haltung des Tieres bedeutsamer Daten zu erlassen. 
Wildtiere 
§ 25. (1) Wildtiere, die – etwa im Hinblick auf Klima, Ernährung, Bewegungsbedürfnis oder Sozialverhalten – 
besondere Ansprüche an die Haltung stellen, dürfen bei Erfüllung der vorgeschriebenen Voraussetzungen nur 
auf Grund einer binnen zwei Wochen vorzunehmenden Anzeige der Wildtierhaltung bei der Behörde gehalten 
werden. In Gehegen, in denen Schalenwild ausschließlich zur Fleischgewinnung gehalten wird, darf dieses bei 
Erfüllung der vorgeschriebenen Voraussetzungen ebenfalls nur auf Grund einer Anzeige der Wildtierhaltung bei 
der Behörde gehalten werden. Die Anzeige hat den Namen und die Anschrift des Halters, die Art und Höchstzahl 
der gehaltenen Tiere, den Ort der Haltung und weitere Angaben zu enthalten, die zur Beurteilung durch die Be-
hörde erforderlich sind; das Nähere ist durch Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Frauen, in 
Bezug auf Gehege, in denen Schalenwild ausschließlich zur Fleischgewinnung gehalten wird, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, zu regeln.  
(2) Einer Anzeige nach Abs. 1 bedürfen nicht: 
 1. Einrichtungen, die dem Tierversuchsgesetz, BGBl. Nr. 501/1989, unterliegen, 
 2. Zoos, 
 3. Tierheime, 
 4. die Haltung von Tieren im Rahmen gewerblicher Tätigkeiten. 
(3) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen hat durch Verordnung unter Bedachtnahme auf die Zielset-
zung und die sonstigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sowie den anerkannten Stand der wissenschaftli-
chen Erkenntnisse  
 1. jene Wildtiere zu bezeichnen, die besondere Anforderungen an die Haltung stellen und 
 2. die Haltung bestimmter Wildtierarten aus Gründen des Tierschutzes zu verbieten. Ein solches Verbot 
gilt nicht für Zoos, die über eine Bewilligung gemäß § 26 verfügen, sowie für wissenschaftliche Einrichtungen, 
die ihre Wildtierhaltung gemäß Abs. 1 angezeigt haben. 
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(4) Gewerbsmäßig betriebene Einrichtungen, in welchen Wildtiere, die keine besonderen Anforderungen an Hal-
tung und Pflege stellen, gehalten werden, bedürfen einer Bewilligung nach § 23, soweit sie nicht nach anderen 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes einer Bewilligung oder einer Anzeige bedürfen. 
(5) Die Haltung von Pelztieren zur Pelzgewinnung ist verboten. 
Haltung von Tieren in Zoos 
§ 26. (1) Die Haltung von Tieren in Zoos bedarf einer Bewilligung nach § 23. 
(2) Nähere Bestimmungen über Mindestanforderungen für Zoos in Bezug auf die Ausstattung, Betreuung von 
Tieren, Betriebsführung, über die von den mit der Tierhaltung beschäftigten Personen nachzuweisende Ausbil-
dung sowie über von Zoos, mit Ausnahme von Einrichtungen, in denen keine bedeutende Anzahl von Tieren o-
der Arten zur Schau gestellt werden und die nicht für den Schutz wildlebender Tiere oder die Erhaltung der bio-
logischen Vielfalt bedeutend sind, zu erbringende Leistungen (Arterhaltung, Aufklärung der Öffentlichkeit, wis-
senschaftliche Forschung) hat der Bundesminister für Gesundheit und Frauen unter Bedachtnahme auf die Ziel-
setzung und die sonstigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sowie den anerkannten Stand der wissenschaft-
lichen Erkenntnisse und die Ansprüche der gehaltenen Tierarten durch Verordnung festzulegen. 
(3) Wird der Zoo gänzlich oder teilweise geschlossen, so hat die Behörde für den Fall, dass der Eigentümer der 
Tiere nicht in der Lage ist, für eine diesem Bundesgesetz entsprechende Haltung zu sorgen, zu verfügen, dass die 
betroffenen Tiere solchen Vereinigungen, Institutionen oder Personen übergeben werden, die Gewähr für eine 
diesem Bundesgesetz entsprechende oder, sofern die Haltung im Ausland erfolgen soll, gleichwertige Haltung 
bieten. Ist all dies nicht möglich, kann das Tier schmerzlos getötet werden. 
Haltung von Tieren in Zirkussen, Varietés und ähnlichen Einrichtungen 
§ 27. (1) In Zirkussen, Varietés und ähnlichen Einrichtungen dürfen keine Arten von Wildtieren gehalten oder 
zur Mitwirkung verwendet werden. 
(2) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen hat unter Bedachtnahme auf die Zielsetzung und die sonsti-
gen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sowie nach dem anerkannten Stand der wissenschaftlichen Erkennt-
nisse durch Verordnung die Voraussetzungen und Mindestanforderungen für die Haltung und die Mitwirkung 
von Tieren in Zirkussen und ähnlichen Einrichtungen sowie für die erforderliche Sachkunde der Betreuungsper-
sonen näher zu regeln. 
(3) Die Haltung und Mitwirkung von Tieren in Zirkussen, Varietés und ähnlichen Einrichtungen, insbesondere 
auch die Erhöhung der Zahl der Tiere oder die Haltung anderer als der bewilligten Tiere, bedarf einer behördli-
chen Bewilligung. Die Bewilligung gilt für das gesamte Bundesgebiet. Die Zuständigkeit für Maßnahmen nach § 
23 Z 5 richtet sich nach dem jeweiligen Standort. 
(4) Die Bewilligung ist nach Maßgabe des § 23 und nur dann zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass  
 1. die Haltung der Tiere den Anforderung dieses Bundesgesetzes und der darauf gegründeten Verord-
nungen entspricht,  
 2. eine ausreichende tierärztliche Betreuung sichergestellt ist und  
 3. der Bewilligungswerber nachweislich über ein geeignetes Winterquartier verfügt, das den Anforde-
rungen an die Tierhaltung im Sinne dieses Gesetzes entspricht. Ausländische Unternehmer haben eine vergleich-
bare Bestätigung ihres Heimatlandes beizubringen. 
(5) Der Wechsel des Standortes ist der Behörde des nächsten Standortes rechtzeitig, jedenfalls aber vor Bezug 
des neuen Standortes, anzuzeigen. In der Anzeige sind neben dem Standort auch die Art und die Zeit einer Ver-
anstaltung und die dabei gehaltenen Tiere anzugeben. Die Bewilligung ist der Anzeige im Original oder in Kopie 
anzuschließen. 
(6) § 26 Abs. 3 gilt sinngemäß. 
Verwendung von Tieren bei sonstigen Veranstaltungen 
§ 28. (1) Die Verwendung von Tieren bei sonstigen Veranstaltungen sowie die Mitwirkung von Tieren bei Film- 
und Fernsehaufnahmen bedarf einer behördlichen Bewilligung nach § 23, soweit nicht eine Bewilligung nach 
den veterinärrechtlichen Vorschriften erforderlich ist. Eine Bewilligung der Mitwirkung kann auch als Dauerbe-
willigung erteilt werden. In einem solchen Fall ist die jeweilige Mitwirkung der Behörde rechtzeitig anzuzeigen. 
(2) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung muss mindestens vier Wochen vor dem Tag der geplanten Veran-
staltung bei der Behörde einlangen und hat eine Auflistung aller mitgeführten Tiere (Arten und Anzahl) zu ent-
halten und die Haltung der Tiere sowie die Art ihrer Verwendung darzulegen.  
(3) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen hat für nach Abs. 1 bewilligungspflichtige Tierausstellungen, 
Tierschauen, Tiermärkte und Tierbörsen unter Bedachtnahme auf die Zielsetzungen und die sonstigen Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes sowie des anerkannten Standes der wissenschaftlichen Erkenntnisse durch Ver-
ordnung nähere Bestimmungen hinsichtlich Meldung, Dauer, Haltung der Tiere während der Veranstaltung so-
wie Aufzeichnungsverpflichtungen zu erlassen. 
(4) Bei Veranstaltungen nach Abs. 1 und der damit verbundenen Tierhaltung sind die in diesem Bundesgesetz 
und in den darauf gegründeten Verordnungen festgelegten Mindestanforderungen sowie die allenfalls erteilten 
Bedingungen und Auflagen einzuhalten.  
Tierheime 
§ 29. (1) Das Betreiben eines Tierheimes bedarf einer Bewilligung der Behörde nach § 23. 
(2) Die Bewilligung ist nach Maßgabe des § 23 und nur dann zu erteilen, wenn 
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 1. die regelmäßige veterinärmedizinische Betreuung der Tiere sichergestellt ist und 
 2. mindestens eine Person mit einschlägiger Fachausbildung ständig bei der Leitung des Tierheimes mit-
arbeitet. 
(3) Die Leitung des Tierheimes hat ein Vormerkbuch zu führen, in dem unter laufender Zahl der Tag der Auf-
nahme, wenn möglich Name und Wohnort des Eigentümers bzw. Überbringers, eine Beschreibung des äußeren 
Erscheinungsbildes sowie der Gesundheitszustand der aufgenommenen Tiere einzutragen sind. Beim Abgang 
der Tiere sind Datum und Art des Abganges sowie, im Fall der Vergabe, Name und Wohnort des Übernehmers 
festzuhalten. Diese Aufzeichnungen sind drei Jahre lang aufzubewahren und der Behörde auf Verlangen vorzu-
legen. 
(4) Nähere Bestimmungen über die Mindestanforderungen für Tierheime in Bezug auf die Ausstattung, Betreu-
ung von Tieren, Betriebsführung sowie über die von den mit der Tierhaltung beschäftigten Personen nachzuwei-
sende Ausbildung hat der Bundesminister für Gesundheit und Frauen unter Bedachtnahme auf die Zielsetzung 
und die sonstigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sowie den anerkannten Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse durch Verordnung festzulegen. 
Entlaufene, ausgesetzte, zurückgelassene sowie von der Behörde beschlagnahmte oder abgenommene Tiere 
§ 30. (1) Die Behörde hat – soweit eine Übergabe an den Halter nicht in Betracht kommt – Vorsorge zu treffen, 
dass entlaufene, ausgesetzte, zurückgelassene sowie von der Behörde beschlagnahmte oder abgenommene Tiere 
an Personen, Institutionen und Vereinigungen übergeben werden, die eine Tierhaltung im Sinne dieses Bundes-
gesetzes gewährleisten können. Diese Personen, Vereinigungen oder Institutionen (im Folgenden: Verwahrer) 
haben die Pflichten eines Halters. 
(2) Die vom Land und vom Verwahrer zu erbringenden Leistungen und das dafür zu entrichtende Entgelt sind 
vertraglich zu regeln. 
(3) Solange sich Tiere im Sinne des Abs. 1 in der Obhut der Behörde befinden, erfolgt die Unterbringung dieser 
Tiere auf Kosten und Gefahr des Tierhalters. 
(4) Verwahrer von Tieren im Sinne des Abs. 1 haben den Organen, die mit der Vollziehung dieses Bundesgeset-
zes beauftragt sind, jederzeitigen Zutritt zu den Tierhaltungseinrichtungen und jederzeitige Kontrolle des Ge-
sundheitszustandes des Tiers zu gewähren und allen Anweisungen der Behörde Folge zu leisten. 
(5) Für die Dauer der amtlichen Verwahrung trägt die Behörde die Pflichten des Tierhalters. 
(6) Die Behörde hat die in ihrem örtlich zuständigen Wirkungsbereich aufgefundenen Tiere in geeigneter Form 
kundzutun. 
(7) Wird nicht innerhalb von einem Monat nach Bekanntgabe gemäß Abs. 6 eine Ausfolgung im Sinne des Abs. 
8 begehrt, so kann das Eigentum am Tier auf Dritte übertragen werden. Sollte daraufhin innerhalb Jahresfrist der 
Eigentümer sein Eigentumsrecht geltend machen, so ist ihm der gemeine Wert des Tieres abzüglich der angefal-
lenen Kosten zu ersetzen. 
(8) Die Ausfolgung von Tieren im Sinne des Abs. 1 an Personen, die ein Eigentumsrecht an diesen Tieren gel-
tend machen, bedarf der Zustimmung der Behörde. 
Haltung von Tieren im Rahmen gewerblicher Tätigkeiten 
§ 31. (1) Die Haltung von Tieren im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit (§ 1 der Gewerbeordnung, BGBl. Nr. 
194/1994) bedarf einer Bewilligung nach § 23. 
(2) In jeder Betriebsstätte, in der Tiere im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit gehalten werden, muss eine aus-
reichende Anzahl von Personen mit Kenntnissen über artgemäße Tierhaltung regelmäßig und dauernd tätig sein. 
In Tierhandlungen sind diese Personen verpflichtet, Kunden über die tiergerechte Haltung und die erforderlichen 
Impfungen der zum Verkauf angebotenen Tiere zu beraten sowie über allfällige Bewilligungspflichten zu infor-
mieren. Die Erfüllung dieser Verpflichtung muss der Behörde, etwa in Form der Bereithaltung entsprechender 
Informationsangebote, glaubhaft gemacht werden können. 
(3) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen hat im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Arbeit unter Bedachtnahme auf die Zielsetzung und die sonstigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
sowie den anerkannten Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse durch Verordnung Vorschriften über die Hal-
tung von Tieren im Rahmen gewerblicher Tätigkeiten, insbesondere auch über die von den mit der Tierhaltung 
beschäftigten Personen nachzuweisende Ausbildung, zu erlassen. 
(4) Die gewerbliche Haltung von Tieren zum Zweck der Zucht ist vom Halter der Behörde vor Aufnahme der 
Tätigkeit zu melden. Die Behörde hat die Haltung zu untersagen, sofern dies aus Gründen des Tierschutzes er-
forderlich ist. Die Anzeige hat den Namen und die Anschrift des Halters, die Art und Höchstzahl der gehaltenen 
Tiere, den Ort der Haltung und weitere Angaben zu enthalten, die zur Beurteilung durch die Behörde erforder-
lich sind; das Nähere ist durch Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Frauen zu regeln. Die Tier-
haltung ist binnen sechs Wochen zu untersagen, wenn sie nicht den Grundsätzen nach § 13 entspricht. Kommen 
nachträglich Untersagungsgründe hervor, so ist § 23 Z 5 sinngemäß anzuwenden. 
Schlachtung oder Tötung 
§ 32. (1) Unbeschadet des Verbotes der Tötung nach § 6 darf die Tötung eines Tieres nur so erfolgen, dass jedes 
ungerechtfertigte Zufügen von Schmerzen, Leiden, Schäden oder schwerer Angst vermieden wird. 
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(2) Das Schlachten von Tieren ohne Betäubung vor dem Blutentzug ist verboten. Ist eine Betäubung unter den 
gegebenen Umständen nicht möglich oder nicht zumutbar, so ist die Schlachtung so vorzunehmen, dass dem Tier 
nicht unnötig Schmerzen, Leiden, Schäden oder schwere Angst zugefügt werden. 
(3) Die Schlachtung, Tötung, Verbringung, Unterbringung, Ruhigstellung, Betäubung und Entblutung eines Tie-
res darf nur durch Personen vorgenommen werden, die dazu die notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten besit-
zen. 
(4) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen hat entsprechend dem anerkannten Stand der wissenschaftli-
chen Erkenntnisse durch Verordnung nähere Vorschriften über das Töten oder Schlachten von Tieren zu erlas-
sen. Er kann bestimmte Tötungs- oder Schlachtmethoden verbieten, von einer Bewilligung abhängig machen, 
zulassen oder gebieten. Er hat insbesondere Regelungen über 
 1. die Anforderungen an Schlachthöfe,  
 2. das Verbringen und Unterbringen der Tiere in Schlachthöfen,  
 3. das Ruhigstellen der Tiere vor dem Betäuben, Schlachten oder Töten,  
 4. das Betäuben, Schlachten und Töten von Tieren,  
 5. das Entbluten von Tieren,  
 6. das Schlachten oder Töten außerhalb von Schlachthöfen im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft,  
 7. das fachgerechte Töten von Futtertieren,  
 8. die Lebendhälterung von Speisefischen sowie  
 9. die Art und den Nachweis der für das Personal erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten  
zu treffen.  
3. Hauptstück 
Vollziehung 
Behörden 
§ 33. (1) Soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, ist Behörde im Sinne dieses Bundesgesetzes die Be-
zirksverwaltungsbehörde. 
(2) Gegen Entscheidungen der Bezirksverwaltungsbehörde in Verfahren nach diesem Bundesgesetz kann Beru-
fung an den unabhängigen Verwaltungssenat im Land erhoben werden. 
Mitwirkung von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
§ 34. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben an der Vollziehung des § 37 in Verbindung mit 
§ 5, mit Ausnahme des Abs. 2 Z 1, 2 und 7, in Verbindung mit § 6 sowie mit § 8 durch 
 1. Maßnahmen zur Vorbeugung gegen drohende Verwaltungsübertretungen, 
 2. Maßnahmen zur sofortigen Beendigung von Verwaltungsübertretungen, 
 3. Maßnahmen, die für die Einleitung und Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich 
sind, 
 4. Maßnahmen der unmittelbaren Befehls- und Zwangsgewalt im Zusammenhang mit § 36 und § 37 
Abs. 1 
mitzuwirken. 
(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben außerdem der nach diesem Bundesgesetz zuständigen 
Behörde über deren Ersuchen zur Sicherung der Ausübung der Befugnisse gemäß §§ 35 bis 39 im Rahmen ihres 
gesetzmäßigen Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten. 
Behördliche Überwachung 
§ 35. (1) Die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der darauf gegründeten 
Verwaltungsakte obliegt der Behörde. 
(2) Landwirtschaftliche Nutztierhaltungen sowie Tierhaltungen gemäß § 25 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 4, §§ 
26, 27, 29 und 31 sind von der Behörde unter Vornahme einer Risikoanalyse in systematischen Stichproben an 
Ort und Stelle auf die Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der darauf gegründeten Verwal-
tungsakte zu kontrollieren, wobei die Kontrollen nach Möglichkeit gemeinsam mit sonstigen aufgrund von Ge-
setzen oder Verordnungen durchzuführenden Kontrollen vorzunehmen sind. 
(3) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen hat, in Bezug auf landwirtschaftliche Nutztiere im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, durch Verord-
nung nähere Vorschriften über die Kontrolle, insbesondere über die von den Kontrollen erfassten Tierarten und 
Haltungssysteme sowie über die Anzahl der Kontrollen, zu erlassen, um die Einhaltung der Bestimmungen die-
ses Bundesgesetzes und der darauf gegründeten Verwaltungsakte zu gewährleisten. 
(4) Unbeschadet der Abs. 2 und 3 hat die Behörde die Haltung von Tieren zu kontrollieren, wenn im Hinblick 
auf Verstöße gegen Tierschutzrechtsvorschriften, deretwegen eine gerichtliche oder verwaltungsbehördliche 
Strafe verhängt worden ist, die Besorgnis weiterer Verstöße gegen Tierschutzrechtsvorschriften besteht. Ebenso 
hat die Behörde eine Kontrolle durchzuführen, wenn der Verdacht eines solchen Verstoßes besteht. 
(5) Die Behörde hat sich bei der Kontrolle solcher Personen zu bedienen, die über eine ausreichende fachliche 
Qualifikation verfügen. Das Nähere ist durch Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Frauen fest-
zulegen. 
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(6) Stellt die Behörde bei einer Überwachungshandlung fest, dass Tiere nicht den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes oder den darauf gegründeten Verordnungen oder Bescheiden entsprechend gehalten werden, sind dem 
Tierhalter Änderungen der Haltungsform oder der Anlagen, in denen die Tiere gehalten werden, oder sonstige 
Maßnahmen vorzuschreiben, mit denen innerhalb einer angemessenen Frist eine den Zielen und sonstigen Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes entsprechende Haltung erreicht werden kann. 
(7) Das Bundes-Berichtspflichtengesetz, BGBl. I Nr. 65/2002, ist hinsichtlich der Kontrollen gemäß Abs. 2 bis 6 
auch insoweit anzuwenden, als keine gemeinschaftsrechtlichen oder internationalen Aufzeichnungs-, Melde- o-
der Berichtspflichten zu erfüllen sind, und zwar mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Landeshauptmannes die 
Landesregierung zu treten hat. 
Betreten von Liegenschaften, Räumen und Transportmitteln, Mitwirkungspflicht 
§ 36. (1) Die Organe der mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes betrauten Behörden und die zugezogenen 
Sachverständigen sowie die Veterinärsachverständigen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften ha-
ben unter Einhaltung der erforderlichen veterinärpolizeilichen Vorkehrungen das Recht, Liegenschaften, Räume 
und Transportmittel zum Zwecke der Kontrolle (§ 35) zu betreten und sich zu ihnen unter Wahrung der Verhält-
nismäßigkeit der eingesetzten Mittel Zutritt zu verschaffen, wenn dieser nicht freiwillig gewährt wird. Dies gilt 
auch, wenn sich der begründete Verdacht ergibt, dass eine Übertretung dieses Bundesgesetzes erfolgt ist. Dem 
für die Tierhaltung Verantwortlichen ist, soweit die Erhebungszwecke nicht beeinträchtigt werden, Gelegenheit 
zu geben, bei der Kontrolle anwesend zu sein. 
(2) Die über die betroffenen Liegenschaften, Räume und Transportmittel Verfügungsberechtigten haben die 
Ausübung der Befugnisse nach Abs. 1 zu dulden. 
(3) Die mit der Tierhaltung befassten Personen haben auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
Die Verpflichtung zur Erteilung von Auskünften besteht nicht, sofern die genannten Personen dadurch sich 
selbst oder eine der in § 38 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991, BGBl. Nr. 52, genannten Personen der Gefahr 
der Strafverfolgung aussetzen würden; derartige Gründe sind glaubhaft zu machen. 
Sofortiger Zwang 
§ 37. (1) Die Organe der Behörde sind berechtigt,  
 1. wahrgenommene Verstöße gegen §§ 5 bis 7 durch unmittelbare behördliche Befehls- und Zwangsge-
walt zu beenden; 
 2. ein Tier, das in einem Zustand vorgefunden wird, der erwarten lässt, dass das Tier ohne unverzügliche 
Abhilfe Schmerzen, Leiden, Schäden oder schwere Angst erleiden wird, dem Halter abzunehmen, wenn dieser 
nicht willens oder in der Lage ist, Abhilfe zu schaffen. 
(2) Wenn dies für das Wohlbefinden des Tieres erforderlich ist, können Organe der Behörde Personen, die gegen 
§§ 5 bis 7 verstoßen, das betreffende Tier abnehmen. Die Organe der Behörde sind berechtigt, bei Tieren, für die 
das Weiterleben mit nicht behebbaren Qualen verbunden ist, für eine schmerzlose Tötung zu sorgen. 
(3) Für abgenommene Tiere gilt §  30. Sind innerhalb von zwei Monaten nach Abnahme im Sinne des Abs. 2 die 
Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Haltung des Tieres aller Voraussicht nach geschaffen, so ist es zu-
rückzustellen. Andernfalls ist das Tier als verfallen anzusehen.  
4. Hauptstück 
Straf- und Schlussbestimmungen 
Strafbestimmungen 
§ 38. (1) Wer 
 1. einem Tier entgegen § 5 Schmerzen, Leiden, Schäden oder schwere Angst zufügt oder 
 2. ein Tier entgegen § 6 tötet oder 
 3. an einem Tier entgegen § 7 Eingriffe vornimmt oder 
 4. gegen § 8 verstößt, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Behörde mit einer Geldstrafe bis zu 7 500 Euro, im Wieder-
holungsfall bis zu 15 000 Euro zu bestrafen. 
(2) Wer außer in den Fällen des Abs. 1 gegen die §§  9, 11 bis 32, 36 Abs. 2 oder 39 oder gegen auf diese Be-
stimmungen gegründete Verwaltungsakte verstößt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Behörde 
mit einer Geldstrafe bis zu 3 750 Euro, im Wiederholungsfall bis zu 7 500 Euro zu bestrafen. 
(3) Nach Maßgabe der Abs. 1 und 2 ist auch zu bestrafen, wer es duldet, dass eine seiner Aufsicht oder Erzie-
hung unterstehende nicht deliktsfähige Person diesem Bundesgesetz oder den auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassenen Verordnungen oder den in Bescheiden enthaltenen Anordnungen zuwiderhandelt, obwohl er die Tat 
hätte verhindern können. 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
(5) Die Behörde hat bei Verwaltungsübertretungen gemäß Abs. 2, sofern sie nicht nach § 21 Abs. 1a des Verwal-
tungsstrafgesetzes 1991, BGBl. Nr. 52, vorgeht, ohne weiteres Verfahren von der Verhängung einer Strafe abzu-
sehen, wenn das Verschulden des Beschuldigten geringfügig ist und die Folgen der Übertretung für das Wohlbe-
finden der gehaltenen Tiere unbedeutend sind. Die Behörde hat den Beschuldigten unter Hinweis auf die 
Rechtswidrigkeit seines Verhaltens mit Bescheid zu ermahnen, sofern dies erforderlich ist, um den Beschuldig-
ten von weiteren strafbaren Handlungen gleicher Art abzuhalten. Unter den in diesem Absatz angeführten Vor-
aussetzungen können die Kontrollorgane gemäß § 35 von der Erstattung einer Anzeige, erforderlichenfalls nach 
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Herstellung des rechtmäßigen Zustandes durch den Beanstandeten, absehen; sie haben den Täter in solchen Fäl-
len in geeigneter Weise auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens aufmerksam zu machen. 
(6) Eine Verwaltungsübertretung liegt nicht vor, wenn eine in Abs. 1 oder 2 bezeichnete Tat den Tatbestand ei-
ner in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet. 
Verbot der Tierhaltung 
§ 39. (1) Die Behörde kann einer Person, die vom Gericht wegen Tierquälerei wenigstens einmal oder von der 
Verwaltungsbehörde wegen Verstoßes gegen die §§ 5, 6, 7 oder 8 mehr als einmal rechtskräftig bestraft wurde, 
die Haltung von Tieren aller oder bestimmter Arten für einen bestimmten Zeitraum oder auf Dauer verbieten, 
soweit dies mit Rücksicht auf das bisherige Verhalten der betreffenden Person erforderlich ist, damit eine Tier-
quälerei oder ein Verstoß gegen die §§ 5, 6, 7 oder 8 in Zukunft voraussichtlich verhindert wird. Dies gilt in 
gleicher Weise, wenn die Bestrafung nur wegen Fehlens der Zurechnungsfähigkeit unterblieben ist. 
(2) Die Behörde kann ein solches Verbot lediglich androhen, wenn dies voraussichtlich ausreicht, um die betref-
fende Person in Zukunft von einer Tierquälerei oder von einem Verstoß gegen die §§ 5, 6, 7 oder 8 abzuhalten. 
(3) Wird ein Tier entgegen einem Verbot nach Abs. 1 gehalten, so hat es die Behörde ohne vorausgegangenes 
Verfahren abzunehmen und für seine vorläufige Verwahrung und Betreuung zu sorgen. Sie hat überdies den 
Verfall des Tieres auszusprechen. 
(4) Die Gerichte haben die nach dem Wohnsitz des Täters örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbehörde von 
rechtskräftigen Verurteilungen gemäß § 222 StGB in Kenntnis zu setzen. Von der Einstellung eines Verfahrens 
wegen Verdacht des Verstoßes gegen § 222 StGB haben die Gerichte und die Staatsanwaltschaft die örtlich zu-
ständige Bezirksverwaltungsbehörde dann in Kenntnis zu setzen, wenn der Verdacht eines Verstoßes gegen ver-
waltungsrechtliche Tierschutzbestimmungen besteht. 
Verfall 
§ 40. (1) Unbeschadet des § 39 Abs. 3 sind Gegenstände, die zur Übertretung dieses Bundesgesetzes oder einer 
auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnung verwendet wurden, und Tiere, auf die sich das strafbare 
Verhalten bezogen hat, für verfallen zu erklären, wenn zu erwarten ist, dass der Täter sein strafbares Verhalten 
fortsetzen oder wiederholen wird. 
(2) Ein für verfallen erklärtes Tier ist im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen in Freiheit zu setzen oder 
an solche Vereinigungen, Institutionen oder Personen zu übergeben, die die Gewähr für eine diesem Bundesge-
setz entsprechende Haltung bieten. Ist all dies nicht möglich, kann das Tier schmerzlos getötet werden. 
(3) Der bisherige Halter hat der Behörde die durch die vorläufige Verwahrung verbundenen Kosten sowie die 
Kosten der Tötung zu ersetzen. Einen erzielten Erlös hat die Behörde dem bisherigen Eigentümer unter Abzug 
der für das Tier aufgewendeten Kosten auszufolgen. 
Tierschutzombudsmann 
§ 41. (1) Jedes Land hat gegenüber dem Bundesminister für Gesundheit und Frauen einen Tierschutzombuds-
mann zu bestellen. 
(2) Zum Tierschutzombudsmann können nur Personen bestellt werden, die über ein abgeschlossenes Studium 
der Veterinärmedizin, Zoologie oder Agrarwissenschaften und über eine Zusatzausbildung im Bereich des Tier-
schutzes verfügen. Die Funktionsperiode des Tierschutzombudsmannes beträgt fünf Jahre; eine Wiederbestel-
lung ist zulässig. 
(3) Der Tierschutzombudsmann hat die Aufgabe, die Interessen des Tierschutzes zu vertreten.  
(4) Der Tierschutzombudsmann ist berechtigt, in alle Verfahrensakte Einsicht zu nehmen sowie alle einschlägi-
gen Auskünfte zu verlangen. 
(5) (Verfassungsbestimmung) In Ausübung seines Amtes unterliegt der Tierschutzombudsmann keinen Weisun-
gen . 
(6) Der Tierschutzombudsmann darf während seiner Funktionsperiode keine Tätigkeiten ausüben, die mit seinen 
Obliegenheiten unvereinbar oder geeignet sind, den Anschein der Befangenheit hervorzurufen. 
(7) Die Funktionsperiode des Tierschutzombudsmannes endet durch Ablauf der Bestellungsdauer, durch Ver-
zicht oder durch begründete Abberufung. 
Tierschutzrat 
§ 42. (1) Beim Bundesministerium für Gesundheit und Frauen wird ein Tierschutzrat (im folgenden: Rat) einge-
richtet. 
(2) Dem Rat haben als Mitglieder anzugehören: 
 1. ein Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen, 
 2. ein Vertreter des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, 
 3. ein je Land namhaft gemachter Tierschutzombudsmann, 
 4. je ein Vertreter der Wirtschaftskammer Österreich, der Bundesarbeitskammer, der Präsidentenkonfe-
renz der Landwirtschaftskammern und der österreichischen Tierärztekammer, 
 5. ein Vertreter der Veterinärmedizinischen Universität,  
 6. ein Vertreter der Universität für Bodenkultur, 
 7. ein von den Universitäten, an denen das Fach Zoologie in Wissenschaft und Lehre vertreten ist, nam-
haft gemachter Vertreter, 
 8. ein Vertreter der Österreichischen Zoo-Organisation, 
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 9. ein Vertreter des Zentralverbandes der Tierschutzvereine Österreichs. 
(3) Die Vertreter werden dem Bundesminister für Gesundheit und Frauen namhaft gemacht. Für jedes Mitglied 
des Tierschutzrates ist ein Stellvertreter namhaft zu machen, der das Mitglied bei dessen Verhinderung zu vertre-
ten hat. 
(4) Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen benennt einen Vorsitzenden sowie dessen Stellvertreter aus 
dem Kreis der unter Abs. 2 Z 5 und 6 genannten Vertretern. Zu einem Beschluss des Rates ist die Anwesenheit 
von mehr als der Hälfte der Mitglieder und die unbedingte Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Der 
Rat gibt sich eine Geschäftsordnung. Erforderlichenfalls können Experten, die dem Rat nicht angehören, zu Be-
ratungen beigezogen werden. 
(5) Die Tätigkeit im Rat ist ehrenamtlich. Allfällige Reisekosten sind den Mitgliedern des Rates oder deren 
Stellvertretern bzw. beigezogen Experten nach der höchsten Gebührenstufe der Reisegebührenvorschrift 1955, 
BGBl. Nr. 133, zu ersetzen. 
(6) Zur Unterstützung des Vorsitzenden ist im Bundesministerium für Gesundheit und Frauen eine Geschäftsstel-
le des Rates einzurichten. 
(7) Zu den Aufgaben des Tierschutzrates zählen: 
 1. Beratung des Bundesministers für Gesundheit und Frauen in Fragen des Tierschutzes, 
 2. Erstellen von Stellungnahmen zu Verordnungsentwürfen auf Grund dieses Bundesgesetzes, 
 3. Erarbeitung von Richtlinien, die für eine einheitliche Vollziehung dieses Bundesgesetzes in den Län-
dern notwendig sind, 
 4. Beantwortung von Anfragen und Formulierung von Empfehlungen, die sich aus dem Vollzug dieses 
Bundesgesetzes ergeben, 
 5. Evaluierung des Vollzugs dieses Bundesgesetzes sowie Erarbeiten von Vorschlägen zur Verbesserung 
des Vollzugs, 
 6. Erstellung eines im Rahmen des Veterinärjahresberichtes zu veröffentlichenden Berichtes über die Tä-
tigkeit des Tierschutzrates. 
(8) Die Organe der Länder sind verpflichtet, dem Rat auf Verlangen alle zur Besorgung seiner Aufgaben erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen. 
(9) Vom Bundesminister für Gesundheit und Frauen können Stellungnahmen gemäß Abs. 7 Z 2 und Richtlinien 
gemäß Abs. 7 Z 3 nach Anhörung des Tierschutzrates in den Amtlichen Veterinärnachrichten kundgemacht wer-
den. 
Verweisungen, personenbezogene Bezeichnungen 
§ 43. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, ist dies als 
Verweisung auf die jeweils geltende Fassung zu verstehen. 
(2) Alle in diesem Bundesgesetz verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen gelten gleichermaßen für Per-
sonen sowohl weiblichen als auch männlichen Geschlechts. 
In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmungen 
§ 44. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2005, jedoch nicht vor dem Ablauf des Tages seiner Kundma-
chung im Bundesgesetzblatt, in Kraft. 
(2) Zugleich treten die auf dem Gebiet des Tierschutzes, mit Ausnahme der in § 3 Abs. 4 umschriebenen Ange-
legenheiten, bestehenden landesgesetzlichen Bestimmungen außer Kraft. 
(3) Zum In-Kraft-Tretens-Zeitpunkt (Abs. 1) nach den früheren Vorschriften anhängige Verfahren sind von den 
bisher zuständigen Behörden nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu Ende zu führen. 
(4) Die Neuerrichtung von Anlagen oder Haltungseinrichtungen darf nur nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes 
und der darauf gegründeten Verordnungen erfolgen. Für bei In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes bestehende 
Anlagen oder Haltungseinrichtungen gelten die Anforderungen dieses Bundesgesetzes und der auf dessen 
Grundlage erlassenen Verordnungen, soweit  
 1. deren Einhaltung ohne bauliche Maßnahmen, die über die Instandsetzung oder über die Ersetzung ein-
zelner Elemente hinausgehen, möglich ist oder  
 2. darüber hinausgehende bauliche Maßnahmen an von diesen Anforderungen betroffenen Teilen der 
Anlagen oder Haltungseinrichtungen durchgeführt werden.  
Der Bundesminister für Gesundheit und Frauen hat, in Bezug auf landwirtschaftliche Nutztierhaltung im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, in der Verord-
nung gemäß § 24 Abs. 1 Abweichungen von Z 1 und 2 festzulegen, wenn dies unter Bedachtnahme auf die 
Grundsätze des § 24 Abs. 1 sachlich erforderlich ist. Bis zum In-Kraft-Treten dieser Verordnungsbestimmungen 
gelten an Stelle der genannten Anforderungen die diesbezüglichen landesrechtlichen Regelungen einschließlich 
der Übergangsfristen als bundesgesetzliche Regelungen weiter. Soweit dies zur Durchführung von Rechtsakten 
im Rahmen der Europäischen Union erforderlich ist, sind in den Verordnungen gemäß § 24 die notwendigen Re-
gelungen zu treffen.  
(5) Für Bescheide, die aufgrund der bisherigen Regelungen erlassen wurden und rechtskräftig werden, gilt fol-
gendes: 
 1. Die Bescheide bleiben, soweit im folgenden nicht anderes bestimmt ist, aufrecht. 
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 2. Soweit eine bestehende Bewilligung nicht den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder der auf 
dessen Grundlage ergangenen Verordnungen entspricht, hat die Behörde nach § 23 Z 5, jedoch unter Setzung 
angemessener Fristen, vorzugehen. Dies gilt nicht für Anforderungen an Anlagen, die unter Abs. 4 fallen. 
 3. Wer durch einen Bescheid, der nicht den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder der auf dessen 
Grundlage ergangenen Verordnungen entspricht, beschwert ist, kann bei der Behörde die Entscheidung nach der 
nunmehrigen Rechtslage beantragen. Dies gilt nicht für Strafbescheide. 
(6) Berechtigungen, die auf Grund einer Anzeige nach den bisherigen Regelungen oder die im Fall des § 31 nach 
der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, bestehen, bleiben, soweit nach diesem Bundesgesetz eine Bewilli-
gung oder Anzeige erforderlich ist, aufrecht und gelten als Berechtigungen auf Grund einer Bewilligung oder 
Anzeige nach diesem Bundesgesetz. Abs. 5 Z 2 gilt entsprechend. 
(7) Für Tiere, die nach den bisherigen Bestimmungen rechtmäßig gehalten wurden, deren Haltung jedoch nach 
diesem Bundesgesetz verboten ist, kann die Behörde eine Bewilligung (§ 23) erteilen, wenn dies dem Wohl des 
Tieres besser entspricht. 
(8) Anträge auf Bewilligungen und Anzeigen, die durch dieses Bundesgesetz erforderlich werden, sind spätes-
tens sechs Monate nach dem in Abs. 1 festgesetzten In-Kraft-Tretens-Zeitpunkt einzubringen. Wurde der Antrag 
oder die Anzeige rechtzeitig eingebracht, so ist die Tätigkeit oder der Zustand, auf den sich die Bewilligungs- 
oder Anzeigepflicht bezieht, bis zu einer anders lautenden behördlichen Entscheidung rechtmäßig. 
(9) Entsteht die Bewilligungs- oder Anzeigepflicht oder das Haltungsverbot (Abs. 7) durch eine Verordnung 
nach diesem Bundesgesetz, so gelten die vorstehenden Bestimmungen mit der Maßgabe, dass an die Stelle des 
In-Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes das In-Kraft-Treten der betreffenden Verordnung tritt. 
Vorbereitung der Vollziehung 
§ 45. Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in seiner jeweiligen Fassung dürfen bereits von dem Tag 
an erlassen werden, der der Kundmachung des durchzuführenden Bundesgesetzes folgt; sie dürfen jedoch nicht 
vor den durchzuführenden Gesetzesbestimmungen in Kraft treten. Durchführungsmaßnahmen, die für eine mit 
dem In-Kraft-Treten der neuen bundesgesetzlichen Bestimmungen beginnende Vollziehung erforderlich sind, 
können von demselben Tag an gesetzt werden. 
Umsetzungshinweis 
§ 46. Dieses Bundesgesetz dient der Umsetzung folgender Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft: 
 1. Richtlinie 91/629/EWG über Mindestanforderungen für den Schutz von Kälbern, ABl. Nr. L 340 vom 
11.12.1991 S. 28, in der Fassung der Richtlinie 97/2/EG, ABl. Nr. L 25 vom 28.01.1997 S. 24, der Entscheidung 
97/182/EG, ABl. Nr. L 76 vom 18.03.1997 S. 30 und der Verordnung (EG) Nr. 806/2003, ABl. Nr. L 122 vom 
16.05.2003 S. 1, 
 2. Richtlinie 91/630/EWG über Mindestanforderungen für den Schutz von Schweinen, ABl. Nr. L 340 
vom 11.12.1991 S. 33, in der Fassung der Richtlinie 2001/88/EG, ABl. Nr. L 316 vom 01.12.2001 S. 1, der 
Richtlinie 2001/93/EG, ABl. Nr. L 316 vom 01.12.2001 S. 36 und der Verordnung (EG) Nr. 806/2003, ABl. Nr. 
L 122 vom 16.05.2003 S. 1, 
 3. Richtlinie 93/119/EG über den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der Schlachtung oder Tötung, ABl. 
Nr. L 340 vom 31.12.1993 S. 21, in der Fassung der Verordnung (EG) Nr. 806/2003, ABl. Nr. L 122 vom 
16.05.2003 S. 1, 
 4. Richtlinie 98/58/EG über den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere, ABl. Nr. L 221 vom 08.08.1998 
S. 23, in der Fassung der Verordnung (EG) Nr. 806/2003, ABl. Nr. L 122 vom 16.05.2003 S. 1, 
 5. Richtlinie 1999/22/EG über die Haltung von Wildtieren in Zoos, ABl. Nr. L 94 vom 09.04.1999 S. 24, 
 6. Richtlinie 1999/74/EG zur Festlegung von Mindestanforderungen zum Schutz von Legehennen, ABl. 
Nr. L 203 vom 03.08.1999 S. 53, in der Fassung der Verordnung (EG) Nr. 806/2003, ABl. Nr. L 122 vom 
16.05.2003 S. 1. 
Vollziehungsklausel 
§ 47. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind 
 1. hinsichtlich des § 18 Abs. 3 Z 2 die Bundesregierung, 
 2. hinsichtlich des § 34 der Bundesminister für Inneres, 
 3. hinsichtlich des § 39 Abs. 4 der Bundesminister für Justiz, 
 4. hinsichtlich der §§ 43 bis 45 der gemäß Z 1 und 2 jeweils zuständige Bundesminister, 
 5. im übrigen der Bundesminister für Gesundheit und Frauen, und zwar  
 a) hinsichtlich des § 5 Abs. 3 Z 4 und Abs. 4 Z 2 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Inneres 
und dem Bundesminister für Landesverteidigung, 
 b) hinsichtlich des § 31 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit sowie  
 c) hinsichtlich des § 24 Abs. 1 Z 1 sowie in Bezug auf landwirtschaftliche Nutztiere hinsichtlich der §§ 1 
bis 23, 32 Abs. 4 Z 6, 33 und 35 bis 40 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, 
betraut. 
Artikel 3 
Änderung der Gewerbeordnung 1994 

 - 36 - 



Rechtsinformationsveranstaltung V1.0 

 

Die Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 109/2003, wird 
wie folgt geändert: 
1. § 70a entfällt. 
2. Dem § 382 wird folgender Abs. 15 angefügt: 
„(15) § 70a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 200, jedoch nicht vor dem Ablauf des Tages der Kundmachung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2004 im Bundesgesetzblatt, außer Kraft.“ 
Artikel 4 
Änderung des Bundesministeriengesetzes 1986 
Das Bundesministeriengesetz 1986, BGBl. Nr. 76, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 78/1987, BGBl. 
Nr. 287/1987, BGBl. Nr. 45/1991, BGBl. Nr. 419/1992, BGBl. Nr. 25/1993, BGBl. Nr. 256/1993, BGBl. Nr. 
550/1994, BGBl. Nr. 1105/1994, BGBl. Nr. 522/1995, BGBl. Nr. 820/1995, BGBl. Nr. 201/1996, BGBl. I Nr. 
21/1997, BGBl. I Nr. 113/1997, BGBl. I Nr. 10/1999, BGBl. I Nr. 16/2000, BGBl. I Nr. 141/2000, BGBl. I Nr. 
87/2001, BGBl. I Nr. 87/2002 und BGBl. I Nr. 17/2003 wird wie folgt geändert: 
1. Dem § 17 wird folgender Abs. 16 angefügt: 
„(16) Abschnitt A Z 17 und Abschnitt E Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. XXX/2004 tritt mit 1. Jänner 2005, jedoch nicht vor dem Ablauf des Tages der Kundmachung des 
genannten Bundesgesetzes im Bundesgesetzblatt, in Kraft. Zugleich treten Abschnitt I Z 23 und Abschnitt J Z 17 
des Teiles 2 der Anlage zu § 2 außer Kraft.“ 
2. Abschnitt A Z 17 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 entfällt. 
3. In Abschnitt E Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 lautet der letzte Untertatbestand: 
„Allgemeine Angelegenheiten des Tierschutzes.“ 
4. Abschnitt I Z 23 und Abschnitt J Z 17 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 entfallen. 
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